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^ bei ertheilten OrtSstimmcn bewenden; hingegen wird den Hoheiten remonstriert, daß die Lauiscr von

Gütern, welche sie seit 1725 gekauft, und welche sie künftig kaufen werden, fortan den Wcinzoll

Wen sollten. Mich, gl7, 8 4.

1». Kirchliches. sPlacct.s

^ Betreff des Placetö des Bischofs von Como lassen cS die katholischen Stande bei

^ ^annlnissen von 1696 und 1711 bewenden; die fünf übrigen Stände verlangen eine gründliche Jnfor-

ber i^ ^ VischofSwechsel in alten und neuen Zeiten gehalten worden sei, damit sie ihre Obern
kömicn und von den Rcchtsamen und Regalien der Stände und den landvögtlichen Utilitätcn nichts

Ael " Die Gesandten von Zürich, Bern und Schaffhausen protestieren dagegen, wenn von der

hcst^^ ^ Stände etwas sollte beschlossen werden, bevor sie ihren Principalcn diese Information übcrbracht

biscl^^ ^ ^ hicbci um hochobrigkcitlichc Regalien handle. Absch. -112, 8 6. sj 191. 17i!7 Die katho-
^ Drtc lassen cö wiederum bei den Abschieden von 1696 und 1711 bewenden. Die evangelischen Stände

»w man aus den Abschieden wohl ersehe, daß den Landvögtcn von LauiS und Mendriö von den

^wählten Bischöfen wegen der großen Einkünfte, welche dieselben aus diesen Vogtcien beziehen, eine gc-

^ ^ Rccognition gebühre, daß zwar 1667, 1696 und 1711 darüber bcrathschlagt, daß aber „nichts

»itiv"^^" den Orten bestätigt worden sei; sie sind der Ansicht, daß man sich über eine Rccog-

^ ' ^elchc im Nerhältniß zu den bischöflichen Gefällen stehe, vergleichen sollte. Der bernerischc Gesandte

sehe instruiert, zu erklären, daß seine Obrigkeit das Placct des Bischofs von Como als ein Regale an-

diesc/^" ^ Pluralität der Stimmen ergangene Erkanntniß protestiere und die zu Aufrechtcrhaltung

bei d. gedeihlichen Mittel zu ergreifen wissen werde. Absch. 427, 8 6. sj 192. 1Man läßt cS

^ühn" ^^'chicdcncn Meinungen bewenden. Absch. -145, 8 6. 193. Die katholischen Orte, wie

gelbVt/ sollen der Willkür des Bischofs überlassen, eine „gütliche" Rccognition zu bezahlen. Die cvan-

^hrj ^ ^ndc ebenfalls, wie früher. Absch. 459, 8 7. 194. 174t>. Man bleibt allerseits beim vor-
Llbsch. 475, 8 6. 195. 17tl Die evangelischen Stände itebst Glarus wollen für das

^sscll'^^ giriertes, damit eine Gleichmäßigkeit zwischen den Orten stattfinde; zugleich aber wollen sie auch

^ l>i/ ^ Regale nicht der Pluralität der Stimmen unterworfen wissen. Die katholischen Orte lassen
^ ^», alten Herkommen und ihren Erklärungen von 1736 und 1737 bewenden. Absch. 484, 8 4.

Kmis oder Kuganu.

' Wvogt.

der Laudoogte.

x Z^schädigung für die Generalninsternng.

^".idvvgt Alt.
II. A,.s^m>ct des Regierungsantritts.

e^».ch'«schreil>er.

n h a l t.

v. Landöhanptmann.
2. Syndicat. 213.
3. Decretenduch. 214—217.

4. Abzug. 218-242.
s. Von Valente Conti,

b. Bon Bcrnardino Stativ,

v. Von Andrea Stativ,

ä. Von Alexander Madcrni.
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0. Von Statthalter Riva,
f. Von Graf RuSca.

5. Polizeiliches, 243—256.
!>. Fischerei,
b. Dollmctscher.
e. Wuhrnng.

6. Judicatur- nnd Competenzconflictc. 257, 258.
s. Mit dem Gubcrnator in Mailand.
I,. Mit dem Bischof von Como.

7. Justizsachcn. 259—29l>.
». Beurthcilung von Zolldefraudationcn.
b. Procnratoren beim Syndicate.
v. Deutsche Sprache bei den Syndicatsverhandlungen.
6. Fiscalc.
e. Testamente.

k. Entschädigung des Ercditors für die Reisekosten,
x. Entscheidung des Landschreibers bei innestehendcn

Stinmien.
5. Appellation.
1. Ehebruch.
k. Nccnrs an die Drte.

8. Lehensachc». 291—295.
9. Postwcsen. 296—324.

1V. Straßcnsachen. 325.
11. Zoltsache». 326—336.

s. Zollverlcihnng.
b. Zoll an der Trcsa.

12. Kricgdsachcn. Werbung. 337.
13. Kirchliches. Rccognition des Erzpricstcrö wegen des V

333—343.

14. Stifte nnd Kloster im Flecken Lanis. 344—349.
a. Fraucnklvstcr, von Giov. Pictro Conti gestistct-
Ii. SomaScercongregation.
o. Kloster der Bencdictinerinncn von St. Cathar»^'
<1. Franciscanerkloster.

15. Locales. 350—37(1.
Flecken LauiS.

s. Spital,
b. Markt,

o. Susi.
l>. Hochobrigkcitlicher Palast,

16. Personelles. 371—378.

1712.

1717t.

171«

171«

172«.

1722.

1727t.

172«.

1728.

171t«.

1732.

171tÄ.

171t«.

171t8.

177t«.

177t2.

a.

Freiburg.
Ber >l.
Schivy z.
Glaruö.

Solothurn.
Lucern.
Unterwalden.

Basel.
Schaffhall
Zürich.
Uri.
Zug.

Freiburg.
Bern.
S ch w y z.
Glarus.

1. Beamte.

Landvogt.
Verzeichniß der Landvögte.

Hans Jakob Joseph von Alt.
Emanncl Gros.
Joseph Franz Ncding.
Johann Balthasar Freuler.
Christoph Anton Dunant.
Aurelian Znrgilgen.
Johann Ludwig Aloys Lussi.
Johann Rudolf Burckhardt.
Johann Rudolf Spcisegger.
Hans Kaspar Orell,
Franz Joseph Maria Crivclli.
Franz Panl Müller.
Franz Fiva.
Emanuel Gros.
Karl Rudolf Bctschart.
Johann Peter Zopfi.

len.

k. Entschädigung für die Generalmustcrung.
Art. 497. 1711t. Lorenz Anton Weber, gewesener Landvogt zu Lauis, wünscht, daß die Landschaft

angehalten werden, ibn, wie solches seinen Vorfahren auch zu Theil geworden, für die bei der Generali»

>t--h"

Bst-l^
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'Ichabtc Mühe mit 15t) Filippi z» entschädigen. Der Antrag wird zur Instruction ans nächstes Syndikat in

2lb>chicd genommen. Adsch. 39, 8 15.

v. Landvogt Alt.

^lrt. igg 171 <. Die Gesandten der katholischen Orte, mit Ausnahme dessen von Frcibnrg, finden, daß

s > Vogt Alt bei mchrcrn Vergleichen namhafte Misscthaten zu gering „angesehen", bei andern Vorfällen sein

(Et ^ ^ ^">1 nicht beobachtet, ja sogar in Sachen der Maria Anna Serena seinen Eid übersehen habe.

^ werden fiebe» Fälle zur Begründung dieser Beschuldigungen aufgeführt.) Jene Gesandten wollen deßhalb

da« """"^^ÜUlng nicht genehmigen, den Landvogt strafbar erklären und, namentlich weil derselbe gerade

»Nd^ Obrigkeiten die Bestrafung vorbehalten. Die Gesandten von Zürich, Bern, Basel

de« wollen aber wegen der Krankheit dcö LandvogtS nichts erkennen, sondern die Sache lediglich

^^ilkcitcn vortragen. Frciburgs Gesandter erklärt, daß laut OrtSstimmcn von 1663 und 1664 an den

d^ ^ ^ Vergleichen keine Acndcrung vorgenommen werden dürfe, und protestiert dagegen, daß jetzt gegen
"ndvogt etwas vorgenommen werde. Dagegen wird von den andern Gesandten daS Recht in Anspruch

^ über die Vergleiche zur Rede zu stellen. Absch. 51, 8 11. jj 199. 17 >3. Der

beschwert sich instructionSgcmäß über die im letzten Abschiede enthaltenen chrvcrlctzcndcn

rucke ge^n den seither verstorbenen Landvogt Alt, durch welche namentlich auch dessen Verwandtschaft sich

^ und trägt darauf an, jene Ausdrücke aus dem Abschiede und dem Protokolle auszustreichen. Zürich

svll"^ daS Geschäft, weil Alt nicht mehr habe einvernommen werden können, „todt und ab sein

kcch. ^ Durchstreichung im Protokoll kann cö nicht stimmen, weil der Richter, der bei Ehr und Eiden

lhj ^rsscn, dadurch angegriffen würde. Die sich Beschwerenden mögen- an die Orte rekurrieren. Luecrn,

Unterwalden und Zug lassen cS bei den Antwortschreiben ihrer Stände an Frcibnrg bewenden.

T«cs' Freiburg, Solothurn und Schaffhanscn sind der Ansicht, daß alles, waS voriges Jahr in dieser
Syndikate verhandelt worden, für null und nichtig anzusehen >ci, da Alt nicht habe verhört

^esm" und daß eS demnach aus Protokoll und Abschied gestrichen werden solle. Der glarncrischc
Instruction, referiert. Absch. 67, 8 8. jj 200. 1711». Es finden sich sieben Stimmen, welche

Ach ' dcS Oberst Joseph ProtasiuS von Alt, Sohn des verstorbenen LandvogtS Alt, daß die im Abschied

" ^^uocoll von 1714 enthaltenen verletzenden Worte möchten ausgestrichen werden, willfahren wollen,

kcicl ^ !I 201. 1717. Es wird beschlossen, jene den Landvogt Alt betreffenden Worte durchzu-

P« ^ dessen Ehre und der Familie zu keinem Nachthcil gereichen. Die Gesandten von Uri und

instruiert, mit dem Beisatze „aus Gnaden" zuzustimmen, wollen diesen Beisatz unter RatifieationS-

^ 'Oalt Basel ist der Ansicht, daß jene Stelle im Abschied und Protokoll von 1714 nicht mit der

^nchgegrichen »Verden solle, sondern daß cö genüge zu bemerken, daß sie aufgehoben sei. Absch. 109, 8 4.

6. Zcitpunct des Regierungsantritts.

Ig ^ 17t!2. Nachdem Landvogt Orcll den Richtcrstab schon aufgegeben und sein Nachfolger den

^am iweidigt worden war, erhebt sich die Frage, ob dem neuen oder dein alten Landvogt die Regierung bis

fuhren solle. Es wird gilt befunden, daß der alte Lanbvogt den Sessionen dcS Syndikats bci-

q«ß "ud allen davon fließenden Nutzen beziehen und auch nach dessen Beendigung alle gewöhnlichen und

^^üchcn Emolumentc und Gefälle, sowohl in Civil--, als Criminal- und Malcfizsachcn, (bei dessen

q«th i^iu Statthalter,) bis Mitternacht von St. Bartholvmäi genießen soll. DaS gleiche Recht hat dann

Nachfolger Crivclli bis Mitternacht von St. Bartholomäi 1734. (In ähnlichem Sinne war beim

136"
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vergangenen Regierungswechsel schon verfügt worden.) Zugleich wird der Wunsch ausgesprochen, die

leiten möchten auch für die Zukunft diese Verfügung ratificicren. Absch. 344, 8 3. jj 203. 17!!

Verfügung wird bestätigt. Absch. 358, 8 3.

l!. Gerichtsschreiber.

Art. 204. 172 ! Obwohl die Mehrzahl der Gesandten erkannt hatte, daß der GcrichtSschrciber

dem Flecken LauiS das Viganale und die jährliche Auflage auf die Fcucrstatt zu zahlen schuldig sei, so protcs^

der Gesandte von Glarus doch dagegen. Absch. 235, 8 13. sJm Luccrnercremplar.j

0. Landschreibe r.

Art. 205. 17i!3. Den Orten wird vorgeschlagen, dem durch Alter und Krankheit geschwächten ^

schrcibcr in der Person des Canzlers Freuler einen Substitut zu geben, welchen jener zu belohnen habe.

Orte sollen ihren Entscheid einige Monate vor nächstem Syndikate Zürich einsenden. Absch. 359, 8 ^ '

206. 1713 Die Gesandten von Glarus, Basel, Freiburg und Solothurn willigen zwar zu der Substitu^

des Statthalters Girolamo Maderni an die Landschreiberci zu Lauiö ein, verlangen jedoch, daß nach ^

Absterben von den Orten selbst ein andrer Substitut gewählt werde. Absch. 396, 8 6. 207. I7t!<» ^

und Basti lassen eS bei der Ernennung des Maderni zum Landschrciber bewenden, doch tragen sie darauf'"'

daß auf defien Absterben den Orten vorbehalten sein soll, einen andern nach ihrem Gutfinden zu wählen,

lothurn besteht daraus, daß, wenn Maderni sterben sollte, bevor der junge von Bcroldingcn im Stand

die Landschreiberci zu versehen, die Gräfin Turcona den Orten zwei Subjccte vorschlagen soll, um einen van'

zu erwählen. Schaffhausen verlangt, daß die Gräfin Turcona bei den Orten um Bestätigung der Erncinn"

Madernis einkommc. Absch. 412, 8 4. 208. 17t!7. Die Gesandten lassen es einstimmig bei der

stitution des Maderni bewenden; jedoch wird beigefügt, daß, wenn derselbe vor der Majorennität eincö ^
jungen von Bcroldingcn sterben sollte, von der Gräfin Turcona oder von demjenigen, welcher dannzuw^

Curatur haben werde, zwei tüchtige der deutschen und italienischen Sprache kundige Subjecte dem Syn^'

vorschlage, aus welchen dann das Syndicat einen zum Substitut zu wählen habe. Luccrn und Zug ^

der Verwandtschast des Landschreibers überlassen, dem Syndicate ein taugliches Subject vorzuschlagen, ^

Maderni vorher sterben sollte. Uri glaubt, daß die Gräfin Turcona laut der ihr erthciltcn O rts stimmen ^
Recht habe, ein anderes Subject zur Verwaltung der Canzlei zu erwählen. Schwyz und Unterwalvcn

bei ihren Orlöstimmen mit dem Beifügen, daß, wenn Maderni sterben sollte, kein Substitut ohne Appn'^^

der Obrigkeiten admitriert werden soll. Glarus schließt sich der allgemeinen Ansicht an, will aber, ^,

OktSstimmen dem Syndicate vorgewiesen werden. Basel wie 1736. Absch. 427, 8 4. 209. 17t!8

Bern, Frciburg und Solothurn bestehen daraus, daß, wenn Maderni stirbt, bevor einer der jungen von

roldingcn im Stande ist, die Landschreiberci zu verwalten, dannzumal der Curalvr zwei tüchtige, der

Sprachen kundige Subjecte vorschlagen soll, aus welchen dann vom Syndicat (nach der Ansicht von

Basel von den Orten) ein Substitut zu erwählen sei. Luccrn ist der Meinung, „daß von dem .

„eine tüchtige Person soll vorgestellt werden, und daß dieselbe ein Eidgenosse oder ein eidgenössischer Ango^ ^

„sein müsse." Uri glaubt, daß dem Landammann Beßlcr, Vogt der Söhne des LandschreibcrS von Bcroldingcn ^

kraft der erthciltcn Ortsstimmcn daS Recht gebühre, in diesem Falle ein anderes Subject zur Verwaltung^

Canzlei zu erwählen. Schwyz und Unrerwaldcn wie 1737. Zug bleibt bei der der Gräfin Turcona

9. März 1735 der Landschreiberci wegen crtradicrtcn Ortsstimmc. Schaffhausen will eS auf den Tod'''

des Maderni ankommen lassen. Absch. 445, 8 4.
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1). Landshauptm ann.

Llrt. 210. 17»8. Luccrn will dcm Landshauptmann, Graf Riva, den Vorsitz gleich nach dcm Land-
Acibrr geben; r-je gyrtgen Orte nehmen es all ivkvlLnlluiu. Llbsch. -115, 8 12. ^ 211. 17»i>. Uri bleibt
^ ll'incr Erklärung vom 3. Januar 1739, dahin gehend, daß der Landshauptmann weder Präcmincnz, Rang

' ) vortritt haben soll; ihm stimmen Frciburg und Svlothurn bei. Letzteres fügt bei, daß auf andere Weise
Landvogt, dem Statthalter, den FiScalcn und den beiden Kanzlern Schaden verursachtwürde. Zürich und

laffhauscn nehmen die Sache -«I ookoronllum. Bern und Basel finden, daß dcm Landshauptmann ein Rang

^ühre und wollen ihm den nach dcm Statthalter anweisen; Luccrn, Schwyz, Untcrwaldcn, Zug und GlaruS
^ dem Statthalter und den andern Tribunalofsicialcn,nämlich nach dcm Landschrcibcr und zwar allein

Amtlichen Functionen, niemals aber im Civiltribunal; wenn der Landvogt abwesend ist, so soll der Statt-
vor dem Landshauptmann die Präccdcnz haben. Absch. 159, 8 11. » 212. 17/«». Zürich, Bern,

^91, Schwyz, Uuterwaldcn, Zug, Basel, Solothurn und Schaffhausen theilcn dem Landshauptmann Riva
^ Präenfinenz nach dem Statthalter zu und zwar so, daß in öffentlichen Functionen seine Stelle nach dcm

^ ^Ichrciber und Statthalter sein und daß er im Dccrctcnbuchc mit der Benennung: Lapitana xonm-alo llolla
eingetragen werden soll. Uri bleibt bei seiner Erklärung vom 3. Januar 1739, GlaruS bei seiner cr-

^tcn Ortöstimmc,Freiburg bei seiner frühern Erklärung. Absch. -175, 8 19.

2. Syndicat.

Art. 21z. Da die Malzcit zu Bironico, wo die Gesandten vor dem Einritt zu Lauis sich zu

sell!^"""^n pstcgcn, ziemlich schlecht bestellt ist und dennoch 15 Kronen kostet, so nnrd der Antrag gestellt, die-
Ler- lassen und jedem Gesandten freizustellen, seinen Einritt zu der ihm beliebigen Stunde an St.

"llMtag, ähnlich wie in Baden, zu Lauis zu halten, in Folge dessen dann daö Entgegcnrcitcn des Land-

^ ^ und der Beamten und daS Glockengeläutcwegfallen würden. Dieser Antrag wird zur Entscheidung der
Griten in den Abschied genommen; der Landvogt hat den Entschluß der Mehrheit den Orten bis künftige

mitzuthcilcn. Uri und GlaruS wollen es bei der alten Hebung bewenden lassen. Absch. 29, 8 9.

3. Decrctenbuch.

Rll ^ Die Gesandten von Bern und Basel tragen auf eine Revision der Dccrctc an; Basel
keß. effcctuicrcn. Die Nothwendigkeiteiner Revision wird eingesehen, hingegen den h. Obrig-

^Lerlasscn, die Zeit derselben zu bestimmen. Absch. 199, 8 19. 215. 172». Zürich trägt auf An-

^blUng cp,^>g bessern Registers zum Decrctenbuch an. Sein Antrag wird dcm Abschiede inseriert. Absch. 211,
^ I! 21g, 17»». Da eine Deputation der Landschaft Lauis um Unterlassung der unnvthigcn Revision der

^ ^^^1 cinkommt und der Landvvgt von LauiS erklärt, daß er keine sich widersprechenden Dccrctc

^^"°u»nen habe, so wird die Revision derselben nicht für nöthig erachtet. Bern, Basel und Schaffhauscn
Der ^ Llufcrtigungeines MaterialrcgistcrS an, die übrigen Gesandten auf Anfertigung eines alphabetischen.

9andtc SchaffhausenS stimmt nur unter RatisicationSvorbehalt zur Unterlassung der Revision. Absch. -

rjcht'^ ü 217. 17»S. DaS durch den gewesenen Landschaftsregcntcn Gio. Battista Riva und den Gc-
geleBalth. Joseph Frculer angefertigteund voin Landvogt revidierte alphabetische Register wird vor-

" ""d g,^ bcfllnden. Absch. 379, 8 5.
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Ä. Abzug.

a. Von Latente Conti.

Art. 218. 1712. Die evangelischen Orte beharren darauf, den Abzug von Patente Conti zu beziehen^
protestieren gegen die Majora. Die katholischen Orte lassen es bei der durch ihre Ortsstimmcn demselbe'» ^
thciltcu Befreiung vom Abzug bewenden. Zug findet es aber bedenklich, dergleichen Befreiungen zu ertlstß»'
Absch. 6, 8 1. !! 219. 1711!. Die Gesandten der evangelischen Orte beharren instructivnsgemäßdaraus ^
Abzug von Valcnte Conti zu beziehen, da der Abzug ein den Majoren nicht unterworfenes Regale sei,

den Landvögtcnzu Lauis und Mendris den Befehl, dessen in beiden Landvvgteicn liegende Effetti und ^
sprachen zu sequestrieren und zu Geld zu machen. Die katholischen Orte lassen es bei den dem Co»U
nmjoi'n crthciltcn OrtSstiuuncn und der gewährten Liberation bewenden und protestieren kräftigst csstss"
Crceulion, da bisher nicht durch Majora entschieden worden sei, ob Conti dem Abzug unterworfen sei. ^
29, 8 1. ß 22(1. 17111. Valcnte Conti beschwert sich bei der katholischen Tagsatzung zu Lucern. D»' ^
sandten von Luccrn, Uri, Schwyz, Freiburg, Svlothurn lassen es bei den von ihren Ständen crthcilteu ^

stimmen bewenden. Untcrwaldcns und Zugs Gesandte wollen die Beschwerden ihren Principalen vorwul^
GlaruS nimmt sie all retoronllum. Absch. 39, 8 25. s 221. 1711 Die evangelischen Orte bcharn>>

der vor einem Jahr gegebenen Erklärung, protestieren gegen die vom Landvogt Alt verordnete Ledigbw ^
der jequefiricrten Güter des Valentc Conti und behalten sich die Erecution vor. Die katholischenOrte
persistieren aus ihren Ortsstimmen und der crthcilteu Liberation und sprechen die Erwartung aus,
künftig den Valcnte Conti wegen des Abzugs nicht mehr angehen werde. Absch. 51, 8 1. II 222. ^
Die evangelischen sowohl, als die katholischen Stände beharren aus ihren frühem Erklärungen; jene

sich die Erecution auf beliebige Weise und Zeit vor. Solothurn fügt bei, daß Valentc gegen ss>» ^

sprechen nicht mehr so viel Mittel im Lande haben soll, als für den Abzug erforderlich seien. Absch. 67, 8^'^,
223. 1711». Die evangelischen Stände protestieren dagegen, daß die Majora für ein hocholmgkcitlichcS
wie der Abzug eines ist, entscheidensollen, und beharren daraus, daß Valentc Conti de» Abzug bezahle.
tischen Orte hingegen beharren auf ihren Ortsstimmcn und der Liberation, „in dem heitern Verstand,
„der OrtSstimmenValcnte in diesen Landvogtcien an liegenden Gütern wenigstens 1(1,(16(1 Kronen besitze'» » ^
Abjch. 85, 8 1. ß 224. 1717. Die evangelischen Stände nebst GlaruS wiederholenihre ProteM»'»^
fügen bei, daß sie gesonnen seien, ans gut scheinende Weise oen Abzug zu bezichen und dieser Sache c>»
zu mache». Die katholischen Gesandten legen gegen dieses Vorhaben Protestatio» ein und wollen ihC
stimmen geachtet wissen. Absch. 169, 8 1. ß 225. 1718 Die evangelischen Stände wie früher; I»'
bei, daß sie um so mehr aus ihrer Erklärung beharren, da Valcnte Conti sich nach Mailand übcrgcsi^^ ^
daselbst sich verheirathet habe, und sprechen ihr Befremden aus, daß die katholischen Stände durch die
sie verhindern, den Abzug zu beziehen, während die evangelischen Stände im umgekehrten Falle
thun, ja den katholischen Orten zum Bezüge noch behülflich sein würden. Die katholischen Orte, w»'

Der Gejandtc Unterwaldenö läßt zu Händen seiner, gn. Herren in den Abschied setzen, baß Valc»» ^
56,666 Thaler aus dem Lande gezogen habe, und ob sie selbigen nichts desto weniger abzugsfrei laße»
Absch. 126, 8 1. ß 226. 171i>. Die evangelischen Orte nebst GlaruS und die katholischen Orte jPN'äP ^
wie früher auS. Lucern bemerkt, daß Valcnte Conti, obgleich zu Mailand ansäßig, doch noch
LauiS sei, seine Steuern, wie andere Vicini, bezahle. Man erachtet für nothwcndig, dcn Obrigkcite»
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daß nach dm Abschieden von 1710, 1711, 1715 Valcntc Conti wenigstens den Werth von 10,000

rvncn im Lande haben müsse, daß aber seine Güter und seine Guthaben daselbst von geringem Wcrthc seien.

14Z, § 0 227. 1721». Dem Valcntc Conti geben auf dessen Ansuchen die V katholischen Orte,

ihm den Abzug erlassen wollen, während Zürich und Bern ihn verlangen, ein Schreiben an Frciburg

""d Solothurn, dieselben möchten auf künftiges Syndicat zu Lauis, wie die übrigen katholischen Orte, instruieren.

»5. z 5,

b. Von Bernardino Stativ.

228. 1717. Bernardino Stativ von Massagno in der Landschaft Lauis war zu Venedig gestorben,

lch^ paßten Theil dem Spikale daselbst, HauS und Güter in der Landschaft Lauis seiner zu Venedig
Schwester, der Gemeinde Massagno 1000 Kronen für eine tägliche Messe vermacht. Ob nun von

1hg Landschaft liegenden Gütern der 'Abzug zu beziehen sei, wird -><1 ivlaiviuluiu genommen. Absch.
- ' ^ 1c!. 229. 1718 Zürich, Glarus, Basel und Schaffhauscn wollen den Abzug von dem in der Land-

^ ^^lcndcn Hause und den Gütern beziehen, Luccrn, Uri, Untcrwaldcn und Frciburg nicht, Bern blos von dem

' Alchen Einkommen; der schwyzerischc Gesandte, ohne Instruction, referiert; der zugcrische will seine Obern

.Achten, bisher von den Gütern nichts verkauft, folglich kein Capital aus dem Lande gezogen worden
^b>ch. 126, § 8. 230. 1710 Luecrn, Uri, Schwyz, Untcrwaldcn, GlaruS, Freiburg und Solothurn

° e» des Stativ zu Venedig wohnende Schwester vom Abzug befreien, es sei denn, daß sie sich mit einem

""den vcrheirathe oder ihre in der Landschaft Lauis liegenden Güter und Effetti verkaufe. Die übrigen

beharren darauf, daß sie den Abzug bezahle. Absch. 142, 8 7. ß 231. 1720. Zürich, Bern,

Uri, Schwyz, Untcrwaldcn, Glarus, Basel und Solothurn bestätigen den Inhalt dcö vorigen Abschieds.

160, 8 5.

c. Von Andrea Stativ.

erkl-^ Die Mehrzahl der Orte hatte den Nobile Andrea Stativ vom Abzüge befreit. GlaruS

daß der Abzug den Majora nicht unterworfen sei, sondern daß es seinen Antheil des Abzugs beziehen werde.

a»i /^"^W)cn Orte lassen cS zu, daß diejenigen Orte, welche den Stativ nicht libericrt haben, ihren Antheil

dich/^^ beziehen mögen. Luecrn, Uri, Frciburg und Solothurn insistiaren auf der Befreiung und wollen
w, . äegen dieselbe vorgenommen wissen. Zugs Gesandter, ohne Instruction, nimmt die Sache all rekereullum.

^ ^ 8 11. 233. 1720. Zürich, Bern, Lucern, Uri, Basel, Freiburg und Solothurn verbleiben bei

^lf dStativ erthcilten Abzugsbcfreiung. Glarus und Schaffhausen beharren auf ihren Ansprüchen
'''^Ibcn. Zürich, Bern, Uri, Basel und Solothurn überlassen es ihnen, denselben zu beziehen. Die Ge-

Z>i n' Schwyz und Untcrwaldcn sind ohne Instruction und referieren. Absch. 160, 8 9. jj 234. 1721.

^tat/' Luecrn, Uri, Basel, Freiburg und Solothurn wie 1720. Schwyz und Untcrwaldcn wollen
o de», Abzugörccht nicht unterwerfe», weil er keine Güter in dieser Landvogtei verkauft, noch Capital hcraus-

bei, Vicinat aufgegeben habe. Zug, Glarus und Schaffhauscn beharren auf ihren 'Ansprüche» an

j» ^ ^3- Absch. 180, 8 6. II 235. 17 22. Die Mehrheit der Gesandten ist gesinnt, den Abzug von den

^ .^"bvvgtei Lauis von Stativ hintcrlasscnen und dermalen im Besch von dessen beiden Tochtcrmänncrn

" Gütern zu beziehen, ungeachtet dieselben vom letzten Syndicat das Vicinat erhalten haben, durch

^ ^m Slbzug befreit worden sind. Die Gesandten Zürichs und FrciburgS remonstrieren, daß

b>tl>e Syndicat mit ebenderselben Gewalt, wie schon früher in gleichen Fällen, das Vicinat confericrt

' ""b wenn, wie verlauten wolle, die bivkilitä lli Voac-^ia mit dem Vicinat nicht bestehen könne, so sei die
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Schuld, etwaö verlangt zu haben, was nicht zulässig sei, an denen, die es nachgesucht hätten. Der Gcs^

von Schwhz ist crbötig, den Thcil, den sein Vorgänger wegen deö VicinatS empfangen, an dem beanspru^

Abzug zu bonificicrcn. Absch. 195, 8 4. H 236. 1723. Einige Gesandten lassen cö bei den von ihren

dem Statio erthcilten Ortsstimmen bewenden, andere finden, daß die Tochtcrmänncr von den „abziehe'"^'

Gütern den Abzug bezahlen sollen. GlaruS will den schon 1717 prätendierten und seiner Meinung nach

„gefallenen" Abzug beziehen und dafür das vor zwei Jahren von diesem Nobile wegen des Vicinats empfind"

Sessclgcld bonifieieren. Absch. 211, 8 11.

ll. Von Alexander Maderni.

Art. 237. 1723. Nachdem Alcrandcr Maderni von Codclago seine Tochter mit 1666 Pfd.

an einen Mailänder vcrheirathct hatte, wird von denselben der Abzug verlangt. Da er aber erklärt, daß ^ ^

Hcimsteucr aus seinen Mitteln, die er auf mailändischcm Gebiete besitze, erstattet habe und die Appellativ ^

gchrt, lassen Schwyz und Freiburg in den Abschied setzen, daß sie zur Forderung des Abzugs nicht g6""

haben. Absch. 211, 8 6.
o. Von Statthalter Riva.

Art. 238. 1721t. Ob Statthalter Joh. Bapt. Riva von der Summe, tun die er die Herrschaft

im Luccrnergebicte gekauft hat, den Abzug zu zahlen habe, wird zu entscheiden den Obrigkeiten überw»

Absch. 211, 8 7. ß 239. 1728. Auf die Erklärung des baslcrischcn Gesandten, daß sein Stand den ' ^

von obigem Kaufe verlange, wird geantwortet, daß die Landschaft Lauis 4725 und 1726 von der

der Orte OrtSstimmcn erhalten habe, in Kraft deren Riva, weil er daS Domicil niemals verändere, präte»^

vom Abzug befreit zu sein. Absch. 235, 8 9.
k. Von Graf Rusca.

Art. 246. 1732 Graf Rusca, Staatssekretär zu Mailand, hatte dem Kloster St. Katharina cm

in

für 16,766 Pfd. verkauft. Die Gesandten behalten sich, im Fall der Kauf ratificiert wird, vor, den Al'M^,

bezichen, da der Kaufschilling „glaublich" außer Lands gezogen werde. Luccrn stimmt nicht bei und bcrnst ^
auf den Abschied von 1722. Solothurnö Gesandter ist instruiert, erst dann den Abzug zu verlangen,

der Erlös außer Landes gezogen, nicht aber wenn er im Land an Güter, Capitalicn oder Gebäude awtz

wird. Absch. 344, 8 1- II 241. 1731t. Durch die Mehrheit der Stimmen wird Graf RuSca von dein ^

befreit, weil das erlöste Geld zur Bezahlung der väterlichen Schulden angewandt und folglich nicht a»ö

Lande gezogen worden ist. Absch. 358, 8 1. ß 242. 173H Der Gesandte Schafshausens behält ins^

tionsgemäß seiner gn. Herren und Obern Rechte für andere dergleichen Fälle vor, in welchen Güter

Hand verkauft werden. Absch. 379, 8 6.

3. Polizeiliches.

a. Fischerei.

Art. 243. 17 12. Gegen die 1762 zwischen Brusino und Morcote der Fischcrgarne halber gemacht ^
vention wird von mchrcrn Dörfern und Particularen am See Einsprache erhoben. Es wird beschlossen,

wegen an den „Ordinari-Magistrat" in Mailand z» schreiben; man hat aber wenig Hoffnung, daß

Verbote durchgeführt werden können. Absch. 6, 8 16. ß 244. 17141. Schon mehrmals wurde übcrlegß^^

in Beziehung auf die schädlichen Fischcrgarne verordnet werden könnte. Da aber auch mailändischee ^

ähnliche Verordnungen getroffen werden müssen, so wird gut befunden, neuerdings an den dortigen crtraord»'
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^"Astral deßwegen zu schreiben. Unterdessen soll cS bci den bisher beobachteten Rüfcn sein Bewenden haben.
51, ^ ^2. ^ 245. 1713 Da kcinc Antwort von Mailand eingetroffen ist, so laßt man cö bci dcr zwischen

"Ulländischcn Gemeinde Brusinipianound den zur Vogtci LauiS gehörigen Fischern von Morcotc 1702 cr-
^ lb'iu, Verkommniß bewenden, da es nicht billig sei, daß die mailändischen Untcrthancn mehr Freiheit haben, als
^andjch^t LauiS. Absch. 07, 8 9. >1 246. 171» ES wird beschlossen, den erwarteten neuen Gubcrnator
' Eiland in einem Schreiben zu ersuchen, daß er den Gebrauch der schädlichen Fischergarnc im Lauiscrsec

^»lerdcssensoll cö bci dem obengenanntenVerkommnisse von 1702 verbleiben. Sollte dasselbe von

^ >»aUändi>chm Fischern nicht gehalten werden, so soll eS denen von LauiS freistehen, mit gleichen Garnen
^lbche», wie die Mailänder. Absch. 85, 8 7. 247. 17! 7. Auf obiges Schreiben an das Govcrno von

'dbmd hj„ Seite Mailands ein „Ruf" gegen jene schädlichen Fischergarncpubliciert worden. DaS
^'lchlicßt, dasselbe auch in LauiS zu thun und, wenn mailändischcr SeitS wieder dagegen gefehlt werde,

i»h . ^ Beweisen zu unterstützen, da eben früher sich schon oft beiderseitige Unterthaneneinverstanden hätten,
^ schädlichen Garnen zu fischen. Absch. 109, 8 6. ^ 248. 1723. Obschou von letztem Syndikat
. worden war, mit den bisher verbotenenGarnen zu fischen, da die mailändischen Fischer die dcßhalb
^ ^ Beiträge nicht halten, so wird doch, da die Fischerei dadurch bedeutenden Abbruch leide, dcr Land-
^ ^"chtragt, dem Governo zu Mailaud Vorstellungen zu machen, daß man die nöthigcn Verbote

'"hündischen Fischer erlassen möchte. Absch. 235, 8 5. 249. 1721». Dcr Gubcrnator zu Mailand
Äg Ansuchen; auf den 5. September soll beiderseits das Verbot publiciert werden. Absch. 250, 8 2. ^
horch. Landvogt wird beauftragt, im Falle die mailändischen Unterthanen dem Verbote nicht gc-
isthör" Gubcrnator zu Mailand dessen zu berichten, und wenn keine Abhülfe erfolgen sollte, den An-
^'o» ^ Landschaft LauiS zu erlauben, mit den bisher verbotenen Garnen auch zu fischen. Dcr Gesandte
^ , 9 i>t instruiert, cö bei den alten Ordnungen verbleiben zu lasse». Absch. 269, 8 2. ^ 251. 1728.
ych dcr verbotenen Fischergarnevon der mailändischen Negierung nichts zu erhalten ist, so wird den
ai'cr ^r Landschaft LauiS einstweilen auch gestattet, mit jenen Fischcrgarncn zu fische». Zugleich wird

der namentlich von Bern und Uri, darauf insistiert, durch Vermittlung des kaiserlichen Ministers
^ EidgenossenschaftAbhülfe zu erlangen. Absch. 285, 8 2.

^ 6. Dollmetscher.
' ^2. 171». Zug stellt den Antrag, man möchte die Dollmetscher, welche die Äauflcute bedienen, inGe-l.'i

'he.''"stcl uchmcn und für den Schaden bchaftcn, welcher in Folge von Mangel an Treue und Aufrichtigkeit
^eje»j^ 142, 8 14. 253. 172». ES wird ein Ruf auSzukündcn beschlossen deS Inhalts, daß alle
'^ztil/ ^'^chc an dem Jahrmarkt zu LauiS zu dvllmctschen gcsinnei seien, dem Landvogt ein Handgclübdc

^daß sie die ädausleute mit Treue und Aufrichtigkeit bedienen wollen; im Falle sie daö unter-

^bsch ^ iie zu gebührenderCorreetion zu ziehen und gehalten, den verursachten Schaden zu ersetzen.
^°lli,. - ' ^ ^ ^il4. 172^4. Auf dem letzten Jahrmärkte von LauiS war durch einen von den Lauiscr-
^l dic^^" l'oranlaßten Ruf den Fremden verboten worden zu dollmetschcn, wenn sie nicht Bürgschaft gäben,
hoitc»^ ^chwcrden sowohl jener fremden Dollmetscher, welche das als einen Eingriff in ihre bisherigen Frci-

als dcr Kauflcutc, welche bisher freie Wahl unter den Dvllmctschcrn gehabt hatten, wird bc-
^hl»c„ ' ^^^dei» jener Nlif vom Landvogtc schon ausgehoben worden war, diese Sache in den Abschied zu

"'h auSzukündcn und alles bci dcr alten Uebung zu belassen. Absch. 225, 8 6. 255.
Mehrzahl dcr Orte erkennt, daß alles bei der alten Gewohnheit,wie vor 1720 verbleiben und
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der Eid den Dollinctschern nicht ferner „gegeben" werden solle. Untcrwaldcn, Solothurn und Schaffhawc» ^

cnrricren nicht zur Aufhebung des Eides; Untcrwaldcn fügt noch bei, daß der Landvogt wegen „Gel'U»ß

Eides" ein gebührendes Emolumcnt haben sollte. Absch. 235, 8 7-

e. Wuhrung.

Art. 256. 17t!». Dein Landvogt lvirv der Befehl crtheilt, die Gemeinden anzuhalten, daß sie ihre „

Wöhr" jWuhrc?j in bessern Stand stellen. Absch. 396, 8 7.

<». Jndicatur- und Competenzconfliotc.

a. Mit dem Gubcrnator in Mailand. ^
Art. 257. 171». Der Gubcrnator zu Mailand beschwert sich, daß der Landvogt von Lauis

mailändischcn Jurisdiction einen mailändischcn Unterthan, Giac. Casina, habe gefänglich anhalten und ^
zu Lauis habe cinthürmen lassen. Es >vird geantwortet, daß dieser Casina nach dessen eigenem Bcke»»

aus dem eidgenössischen Territorium festgenommen worden sei. Absch. 142, 8 12.

6. Mit dem Bischof von Como.

Art. 258. 1732. In einem Streite dcS Klosters St. Katharina zu Lauis wegen einer ^ ^

welche Madcrni Namcnö des Grafen Rusca zur Hälfte ansprach, hatte der Bischof ein Monitorim»

Madcrni, Vater und Sohn, erlassen, der Landvogt aber hatte die fchlbarcn Werklcute gebüßt. Der ^ ^
hob daö Monitorium auf, so daß dädurch die Rechte der Obrigkeiten unangetastet blieben, daS

Bezeugung reciprocicrlichcr Freundschaft die über die Werklcute verhängte Buße. Dem Kloster wird

eines Hauses bestätigt; jedoch soll die Bestätigung noch von den Obrigkeiten bekräftigt werden. Der

Zürichs soll den Wcrklcutcn noch einen Zuspruch geben. Absch. 344, 8 1.

7. Justizsachcn.

a. Bcurthcilung der Zolldcfraudation. ^

Art. 259. 1712. Obgleich voriges Jahr den Zöllnern zu Lauis bei ihrer Investitur überlassen

nach altem Brauch die Zollübcrtrctcr zu beurtheilen, so wird jetzt durch die Majora tinter RatifieationSver ^

beschlossen, daß diese Judicatur einstweilen dem Landvogt gebühren soll, da dicß schon 1768 angcord»^

und Lucern und Uri schon voriges Jahr darauf angetragen hatten. Absch. 6, 8 8.

6. Procuratorcn beim Syndicate.

Art. 266. 1713. ES wird zn Handelt der h. Obrigkeiten in den Abschied zu setzen beschlossen, e'ö ^

dem Syndicate überlassen werden, die Anzahl dcr Procuratorcn zu bestimmen und die Personell sei^

nennen, welche vor demselben die „Händel führen" sollen, damit dcr Rcspcct gegen die Gesandten

kcitliche Repräsentanten um so besser erhalten werde. Absch. 29, 8 11. ü 261. 17/itt. Dcr Gesttlivn

trägt instructionSgcmäß darauf an, es möchte die Vermehrung der Procuratorcn eingeschränkt werden, ^

große Zahl derselben der Landschaft schädlich sei, jedoch ohne Nachthcil der bestehenden Procuratorcn ,

Antrag wird all rotei-endum genommen. Absch. 475, 8 15. 262. 17 tl Wegen divergierender

und einzelner durch die Verminderung der Fürsprecher möglicher Weise entstehenden Uebclständc wird dn'

nochmals »<> rkloronllum genommen. Absch. 484, 8 7. 263. 17Ä2. Bern will die Zahl der Pro6>^

firicren; die übrigen Gesandten lassen eS beim Alten bewende». Absch. 566, 8 4.
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e. Deutsche Sprache bei den Syndicateverhandlungen.

^ ^Art. 261. 1711t. Uiitcr RatificationSvorbehalt wird erkannt, daß in Zukunft alle Schriften, deren sich

^ Füriprecher vor dem Syndikate bedienen wollen, in die deutsche Sprache übersetzt vorliegen sollen. Absch. 29,
!! 265. 171Ä. Durch die Mehrzahl der Stände wird der Beschluß ratificiert. Absch. 51, 8 7.

ct. FiScale.

Art. 266. 171S Um zu vermeiden, daß die Fiöcalc nicht längere Zeit zum Nachthcil deS obrigkeitlichen
'"unerinteresscöabwesend seien, stellt der zürcherische Gesandte instructionSgemäßden Antrag, daß denselben
Z'lln siin sollte, in den Orten als Fürsprecherzu fungieren, und das um so mehr, weil die OrtSstimmenihnen

^ blvs vor den Landvögtcn zu thun gestatten. Die übrigen Gesandten nehmen den Antrag all rotoron-
Abjch. 67, § 11. ß 267. 171<» Die Mehrheit der Stimmen erkennt, daß jederzeit ein Fiscal zu LauiS

^ befinden habe, der andere aber nur mit Erlaubniß des Landvogts, die ihm ohne Ursache

^ ^ "^»schlagen ist, als Fürsprech bei Appellationen in die Orte sich begeben dürfe. Absch. 85, 8 9. s 268. 1711»
^ ^^udtc Berns hatte 1718 in seinen Abschied setzen lassen, ob den FiScalcn. zn gestatten sei, in Sachen,

gegen das Interesse der Obrigkeiten sind, in die Orte zu kommen und wider dieselben zu „procurieren".
hellt Bern förmlich den Antrag, dicß zu verbieten. Die Mehrheit der Stimmen läßt eö aber bei der

^llgen Uebung bewenden. Absch. 112, 8 8. ß 269. 172V. Die Mehrzahl der Orte bewilligt, daß die
^ ^ bisher, in allen vorfallendenHändeln in den Orten „vorsprechen." Dieser Bewilligung stimmen

^^rns, Basel und Schaffhausen nicht bei und finden eS unpassend, daß dieselben in Sachen, welche
der Orte beschlagen, wider deren Interesse auftreten. Absch. 16V, 8 6. ß 27V. 1721. Die

Zahl Stände stimmt jetzt wie Zürich, Basel und Schaffhansen im vorigen Jahre. Luccrn, Uri,
^">d Frciburg wollen cS beim bisherigen Brauche bewenden lassen. GlaruS modisiciert seine Meinung

cs den Fiscalen nur in ihren eigenen Angelegenheitenund für ihre nächsten Anverwandten „vorzu-
bewilligen will. Absch. 18V, 8 3. ß 271. 1722. Unter Ratificationövorbehaltwird nun folgende

ausgestellt:Die FiScale sind weder in Criminal-, Malcfiz-, noch in den vic obrigkeitlichen Regalia
Sachen zn procurieren befugt, auch nicht in denjenigen Civilsachen, anö welchen Criminalia fließen

^ sondern blos in reinen Civilsachen; wenn eS aber ihre eigene Person oder ihre nächsten Verwandten

Al>s^ ^ dritten Grad iuoi. betrifft, solle es ihnen erlaubt sein, in allen obigen Sachen zu procurieren.
^ ^5, 8 2. 272. 1721t. Obige Verordnung wird ratificiert. Absch. 211, 8 1.

e. Testamente.

Äc/ ^ ^717. Der Gesandte von Obwalden hebt hervor, daß in Testamenten oft Blutsverwandte

^gich^" dieselben andere Personen oder Geistliche eingesetzt werden. Obgleich man den Uebclstand
a» doch nicht ein, wie eine Verordnung dagegen gemacht werden könne, da beim Mangel

LandcSdecrcten für diesen Fall die allgemeinenRechte zu befolgen seien, welche jedem gestatten,

dein ä ^Aassenschaft frei zu disponieren, wenn er seine llmollos noeossmii hat. Jedoch ivird der Anzug
»»d ^'^^de einverleibt. Absch. 1V9, 8 11- !! 271. 1718. Die meisten Gesandten sind ohne Instruction
dfftlii^ ^^ Sache all instouonllum in den Abschied, äußern sich aber wie früher. Berns Gesandter stimmt
niq^^^gcmäß dafür, daß man den geistlichen Orden blos den zwanzigsten Theil seiner Habschaft zu vcr-

Absch. 126, 8 7. ß 275. 171». Unter Ratificationövorbehalt vereinigt sich die

^ha d ^ ^ Stimmen auf folgende Bestimmungen: Wenn in auf- und absteigender Linie keine Leibcscrbcn
' sind, sv darf an todtc Hand bloö der vierte Theil vergabt werden. Besteht die „Vcrmachung" in
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liegenden Gütern, so haben die Erben diesen vierten Theil in baarem Geld zu bezahlen. Sind aber
denken und Desccndenten vorhanden, so darf nicht mehr als der zehnte Theil an todte Hand vergabt
Bern und Basel beharren auf dem zwanzigsten Theile. Luccrn, Uri, Schwyz, Untcrwalden wollen es bel
bisherigen Ucbung bewenden lassei?, nach welcher es jedem bei»? Nichtvorhandensein von Leibeserbcn erlaubt
über Hab und Gut nach Belieben zu verfügen. Absch. 142, 8 6. jj 276. 1720. Die Mehrzahl der ^
genehmigt obigen Vorschlag. Luccrn, Uri, Schwyz, Zug und Frciburg wiederholen ihre frühere Erklärt
Absch. 100, 8 4.

k. Entschädigung des Crcditvrs für Reisekosten.
Art. 277. 1720. Bern findet cS unbillig, daß nach den Dccreten der Landschaft Lauis der Debitor

verpflichtet ist, den Creditor für die Reisekosten, welche er hat, um seine Forderung zu erhalten, zu cnl>ch>'>^^'

während dicß in den Orten der Fall sei. Solothurn und Schaffhausen pflichten Bern der. Absch. 160, ^ ^ ^
278. 1721. Man ist nicht gesinnt, wider die Bestimmungen der Decrctc etwas zu erkennen; gleichwolfl^
soll es jedem Orte freistehen, das Gcgcnrccht zu üben. Absch. 18l), 8 7. jj 279. 1722. Es wird für'"

büllg erachtet, daß Ansprecher, welche, um ihre Ansprache geltend zu machen, nach Lauis reisen müssen, ^
Entschädigung für die Reisekosten erhalten. Daö darauf bezügliche Dccret wird zur Erläuterung durä> '
Obrigkeiten in den Abschied genommen. Absch. 195, 8 5. jj 280 .1721!. Unter RatificatioirSvorbchalt
soigellde Bcstiminuitg cntivorsei?: Wenn jemand aus den regierenden Orten wegen „Beziehung seiner
??ach Lauis zu kommen oder zu schicken bemüßigt ist, so soll ihm von der Abreise von Hause bis zu b

Rückkunft nach geschehener rechtlicher Intimation täglich ein halber Thaler bezahlt werden, wenn er rü> ^

gängcr ist; »venu er aber Standes halber zu Pferd oder mit Dienern reisen muß, so wird dem gewöhn r ^
Richter überlassen, die Kosten zu tarieren. Die von den zugewandten Orten und die Fremden fielen ^
Attestation ausweisen, wie es in ihre??? Lande in solchen Fällen gehalten »verde, damit man ihnen daS

angedcihen lasse. In Betreff der Unterthancn der Landschaft läßt man es bei dem vorhandene!? Dcerc^^
der bisherigen Uebung bewenden. Der zugerische Gesandte hat die Instruction, daß keine Vergütung der ^

kosten angesprochen »Verden könne, »venu die Anforderung richtig sei, wohl aber, »venu sie illiquid sei- ^
211, 8 3. jj 28l. 1724. Obige Verfügung wird ratificicrt mit der Modification, daß die Entschüb'^
für einen Fußgänger aus 3 Mailänverpfund für den Tag angesetzt wird. Zug, wie früher. Absch. 22^ ^

g. Entscheidung des Landschreibers bei innestchenden Stjmmen. ,

Art. 282. 17 22. Der Gesandte von Bern stellt, nachdem der Landschreibcr zweimal bei umeflch^^
Stimmen für Aushebung der Strafe entschieden hatte, den Antrag, daß derselbe bei innestchenden ^
in Appellationen nicht mehr die Vefugniß haben soll, den Ausschlag zu geben; der Landschrciber

dagegen Vorstellungen und wünscht Aufrccbterhaltung seiner Prärogative. Absch. 195, 8 10. ß 283- ^ ^
Die Mehrheit der Stimmen läßt eS bei der bisherigen Ucbung bewenden, nach welcher der Landschreibcr^
Mehr zu machen" befugt sei. Dein Gesandten von Solothurn, welcher nach der Berechtigung dazu fraßO '
wortet der Landschrciber, daß seine Vorfahren dicß geübt hätten. Absch. 211, 8 9.

lr. Appellation. ^
Art. 284. 1724. Auf Berns Antrag wird den Obrigkeiten vorgeschlagen, zu verordnen, daß r" . ^

fachen von de»? Landvögtcn nicht an daS Syndicat appelliert »verde»? solle, wenn der Proccß weniger a ^
Kronen betreffe, und von den Syndicate» nicht an die Obrigkeiten bei einer geringem Summe als 190 Kr
Absch. 225, 8 8. jj 285. 172S. Die Mehrheit entscheidet, daß eS bei der alte?? Ucbung sein Bcwcndeu 1
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wclchcr in Civilhändel» bci ciilcr Bußc unter 50 Kronen keine Appellation vom Spndicatc an die Obrig-

gelangen könne, wohl aber für jegliche Snmme von dem Landvvgtc an das Syndicat. Absch. 235, § 3.

i. Ehebruch.

^rt, Z8g. Um den überhand nehmenden Ehebrüchen zu steuern, wird unter RatificationSvorbchalt

Ordnet, daß künftig die Buße für das erste Mal nicht weniger, als die in den Decretcn bestimmten 10 Kronen
"gen wll; Zahlungsunfähige sind cinzuthürmcn und zehn Tage mit Wasser und Brod zu ernähren oder neben

Halöejftn zu stellen. Absch. 329, 8 2. ß 287. 173!». Der Gesandte von Zug trägt daraus an, daß der

verbunden sein soll, von zweiten und dritten Ehebrüchen die moderierte durch die Dccrcte bestimmte

das, Nachlaß einzuziehen und zu verrechnen, und wenn einer ArmuthS halber sie nicht zahlet, könne,

g ^ ^ billige LeibeSstrafe eintreten zu lassen. Der Antrag wird ml roleroixlui» genommen. Absch. 459,
- !I 288. 17 /tt>. Dem Landvogt wird der Befehl crthcilt, bei Ehebrüchen genau nach den Dccrcten.zu

btir"^ '"'b im Fall großer Armuth über die Fchlbaren Einthürmung oder Leibesstrafcn zu verhängen. Frei¬

es Gesandter ist der Meinung, daß dem Landvogl überlassen sein soll, die Strafe nach Umständen zu

b""»»' Absch. »75. § ,Z.

Ic. Recurs an die Orte.

Uu ^ verfügt, daß, wenn die Landschaft Lauiö oder Particularcu mit Supplicationen

^ ^ Orte rccurrieren, dicselbeir in deutscher Sprache abgefaßt sein sollen. Diese Verfügung ist durch einen

. ^ "'^uküiidcn. Absch. 329, 8 5. s 290. 1732. Die in obigem Sinne erfolgte Crida (eS wurde den

noch mit i() Kronen Buße gedroht) wird cinmüthig gut befunden. Absch. 344, 8 5.

Lchcnsachcn.

bvi> ^ 1 - Wenn bis gegen Neujahr das Placet der Erlösung der Tafcllchcngütcr sdcS Bischofs

^chtc Rom nicht eintreffen werde, so soll der Landvogt der Sachen Beschaffenheit in die Orte bc-

^che," , dann daö Gebührende verordnen werden. Die evangelischen Gesandten „fassen die unmaßgcb-
' ^^banken", daß alsdann die Lchcnträger daö im Katharincnklostcr zu Lauiö deponierte Geld erheben

keist^ ^ ^!! W2. 1713. Da in Betreff der Erhebung der Lehen des Bischofs von Como

h^^^Mstg mehr übrig ist, das Placet von Rom zu erlangen und die Deputierten der Lchcnleutc angc-

^,i, ihnen zu gestalten, daS im Kloster St. Katharina zu Lauiö hinterlegte Geld zu erheben, und daß

^rhcl, möchte, wie sie sich bei vorfallenden neuen Bclehnuugcn zu verhalten haben, wird ihnen die
Geldes erlaubt und zugleich erkannt, daß bci neuen Investituren es bci der 1671 verbesserten

iUqc bestätigten Investitur sein Bewenden habe, und daß, wenn gegen dieselbe dem Lchcnträger etwas

bsi d. ^ ^rdcn sollte, der Landvogt ihnen Hülfe leisten werde. Bern ist der Meinung, daß cS gänzlich

ieieg ^»skauf besagter Lehen bleiben sollte, wobei seine gn. Herren die Lchcnträger zu schützen gesinnt
das 8 2. !I 293. 1711 Die Vieaiii ^oianvi des Bischofs von Como halten darum an,

den n , . ^ ^ ....
^">enträgern befohlen werden möchte, sich nach der alten Jnvcstttur mvestreren zu lassen, da die

^>scb Investitur vom Bischöfe nie approbiert worden sei. Die Lchcnträger erklären, mit dem

u^stge seinen Streit anfangen zu wollen, und überlassen die Sache de», Spndicatc. Nachdem auf drei-
^^^uörufting niemand sich gemeldet hatte, welcher dem Begehren dcö Bischofs sich widersetzte, wird

A
iür däsÄ'lter geh, dem Landvogt durch Vermittlungdcö Bischofs von Como der Bericht von Rom zu, daß weuig Hoffnung

placet vorhanden sei.
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I,o>- m.ijora erkannt, daß künstig die Lehcnträger nach der alten Investitur die Lehen empfangen

mit Vorbehalt der obrigkeitlichen Rechte, und daß die Lehen nicht todtcn Händen, sondern den ^

thanen der Orte übergeben werden. Die bcrncrischc Gesandtschaft will instructionSgcmäß die Unterth^'

bei der invostitina ocni-eota von 1793 schützen; ferner versteht sie sich auch nicht zu dem von den

trägern dem Bischof zu schwörenden Eide und erkennt in des Bischofs Rechten nur die eines

Herrn, nicht die eines Jurisdictions- und Landesherrn an. Sie verlangt, daß ihre Meinung dem

beigefügt werde. Absch. 51, 8 2. 294. 1713 Da in dem Eide der Lehcnträger des Bischofs von

einiges Bedenkliche enthalten ist, wird derselbe dem Abschiede beigelegt; im klebrigen läßt man es beim venß

Abschiede bewenden. Absch. 67, 8 2. jj 295. 171 <» Der Eid der bischöflichen Lehcnträger erweckt zwar

Bcdcnklichkeitcn; dennoch will man es auch in Ansehung der letzten Klausel: et I>oo «ino >,i-!vj»clicia <""!>?"

1l(Z<zIitati« ckvkitm illuicki-issiiuis ckumiuis nastiis bewenden lassen. Bern ist der Ansicht, man sollte bei der ^

korrigierten und 1793 bestätigten Eidesformel bleiben; Frciburg, daß die Worte: vom» cum urmis et »ioo

gestrichen werden sollten. Absch. 85, 8 2.

i». Pvstwescn.

sKatholischc Orte! Art. 297, 299, 302.s
... >!.> Rotz

ci-^

Gesandtschaft, ohne Instruction, behält ihres Standes Rechte vor und protestiert wider alle Neuerungen,

vorgenommen werden könnten, bevor sie ihrer Obrigkeit Bericht abgestattet habe. Absch. 6, 8 5. 297. 4

Anna Maria Scrona fSaronaj beklagt sich wegen ihrer Entsetzung vom Postamtc. Die Landschaft Lauis

aufgefordert, Bericht zu geben, mit was für Recht oder Freiheit die Scrona ihre Partieularpost errichte

Absch. 39, 8 16. ^ 298. 17Z4! In Betreff dcö Postwescns lauten die Instructionen inSgcmcin dahin

Art. 296. I7Z2 Die Mehrzahl der Gesandten findet, daß der Postdircctvr zu Lauis, da die

Regale sei, von allen regierenden Orten Bewilligung erhalten soll und Bürgschaft zu leisten habe.

dasselbe ein gemeines sämmtlichen XII Ständen zustehendes Regale sei, und daß Zürich und Basel

kein Vorrecht vor den übrigen Ständen ansprechen können, zumal da hinfüro daö Postamt gemeinsam ^

werde, der kkcbcrnchmer von allen XII Ständen abhänge und beeidigt werde und wegen der Eaution n»o ^

Briefporto's die nöthigcn Vorschriften von denselben erhalte. Zürich und Basel aber sehen die Post nicht f>^^
Regale an, da die Bünde einem jeglichen freien Handel und Wandel gestatten, und eröffnen, daß stc

damit umgehen, nach altem Herkommen einen ehrlichen Posteommis in LauiS zu bestellen, welcher den ^
regierenden Orten den gebührenden Respcct erweisen und bei ihnen den Konsens einholen solle; für

rcciprocicrlich zugesendeten Waaren und Geldpaqucts habe er Bürgschaft zu leisten, für die Briefe, weil

nicht cinrcgistriert werden, nicht. Im klebrigen stehe eS jedem Orte frei, eine Post durch die Eidgenosß^^
gehen zu lassen, so daß also diese beiden Stände kein Vorrecht ansprechen. Absch. 29, 8 4. 299.

In Betreff des streitigen PostwcsenS zu Lauis sind die katholischen Orte der Ansicht, daß, wenn Zürich

ihre eigenen Boten nach LauiS schicken und dort einen Agenten haben, der ihre Briefe in Empfang nelM ^

weiter befördere, man ihnen dicß nicht verweigern könne; ebensowenig, wen» dieser Agent auch andere ih>« ^ ^

traute Briefe übernehme, und wenn die Landschaft einen Boten nach Mailand und zurück gehen laste» ^
„Das sei kein obrigkeitliches Regale, so lange nicht die Post privative zu Ausschließung anderer und alff

tendiert werde, daß niemand sowohl von l. Orlen als Particularcn seine Boten mit Briefen schicken

welchem Falle es ein obrigkeitliches Regale wäre". Die von Basel und Zürich mit dem Postamtc von

land geschlossenen Concordate wegen Versendung der Briefe und Hintcrhaltung der suspecten seien, so "
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^»fulls in jener Form und nicht zur Privation Anderer errichtet worden, den mitrcgiercndcn Orten nicht

^heilig. Wenn Mailand »ichtö Anderes begehre, als daß ein vertrauter Pvstvcrwalter angestellt werde, so

Verhandlungen mit Mailand darüber wohl gestattet und die Verhandlungen denjenigen überlassen werden,

"4che dermalen die Boten laufen lassen; der Postverwaltcr möge auch Bürgschaft geben. Endlich wird Bc-

^crde darüber erhoben, daß die Post nach Italien und Frankreich in den Händen der Protestierenden sei,

^'r Wunsch ausgesprochen, dieselbe möchte so eingerichtet werden, daß auch die Katholischen Theil daran

daß die eidgenössische Cassctte in Mailand wieder möchte errichtet »verde». Absch. 45, 8 5. ß

' ^" >t Es »varc»? Klagen von Seile dcö französischen und spanischen Ambassadors gegen die Postvcr-

^ ürin Scrona in Lauis, welche die Briefe nach Mailand spedierte, eingelaufen; sie wurde von den regierenden
^ durch Stcphano Grossi ersetzt. Das mailändischc Govcrno will die Scrona beibehalten. Die XII

^ beklagen sich auf der Tagsatzung zu Frauenscld darüber, daß sie keiner andern Person die Postvcr-

/ "'ig geben dürfen, als einer die dem mailändischen Governo genehm sei, „da doch ein jeder Souverän? in

so/"' ^biet, ?vas ihm gefällig, ordinieren könne". Nachdem nun neue Klagen gegen die Serona eingelaufen,

Nj Gcbirg instruiert »verde??, daß gegen dieselbe ei»? Prozeß eingeleitet »verde und man sich mit
"lland über einen Postverwaltcr verständige. Absch. 46, 8 6. 301. > 71 < Zürich gicbt zu, daß das

^>ve>e>, cin allen XII Ständen zuständiges Regal sei, jedoch mit den? klaren Vorbehalt, daß das kauf-

^ 'dgche Direktorin»? zu Zürich wegen seines CommcrciumS mit Italien eine»? Postcommis in Lauis unabhängig,

d>ich^°" >»ehr als hundert Jahre»?, haben könne, »vaS auch „in begebenden Fälle»?" von Basel prätendiert

^ ' Die übrige»? Gesandten sind der Ansicht, daß die Bestellung eines solche»? Commis von alle»? Orte»?
k. ^e, daß auch das Postwescn mit der mailändischen Regierung seiner Zeit gemeinsam eingerichtet »verde»?

zu v Rurich bcharrt aus seiner Ansicht. Absch. 51, 8 4. ^ 302 .1713. Auf der katholischen Confcrenz

sei» kmmnt auch die Post zu LauiS zur Sprache. Es wird aber „nicht gesunden, daß etwas zu erheben

daß Absch. 58, 8 9. 303. 1713. Zürich und Basel spreche»? sich wie 1714 aus und fügen bei,

hxj ^ Orte»? freistehe, i»? LauiS einen Particularcommis anzustellen. Die übrigen Stände stimme»?
Vorbehalte, daß der ai?z??stellei?de CvmmiS den? S?)»?dicatc z??r Gei?chn?igui?g präsentiert

»Hz ^ Der glarncrische Gesa»?dtc i?iin»nt die Sache ml lolorenüum. Absch. 67, 8 4. ß 304. 1713.

^^^'^IcherseitS wird die Libcrarion deS Giov. Serona verlangt, i»? Folge dessen man sich zu Wicdcrher-

stell^ ^ La?»is und zu Ernennung eineö beiderseits beliebige»? Postmeisters erbietet. Zur Her¬

da/^ ^ ^ Gedeihliche beizutragen, aber in die Liberation dcö auf Befehl der Orte
Scrv??a »vird nicht eingewilligt, die Sache »vird aber zur Disposition der Obrigkeiten in den Ab¬

slud Absch. 68, 8 3. s 305. 1711». Zürich und Basel wie früher. Die übrigen Gesandten
daß Zürich und Basel ohne Bcnachtheiligung der Rechte ihrer Obrigkeiten in LauiS einen

M ernennen können, wenn derselbe nur von? Syndicate bestätigt »verde; gleichwohl aber soll cin

Pvstverwalter ernannt »verde», welcher die Briefe aller Orte auf deren Begehren zu spedieren habe.

^ ^ 8 3. ^ Z06. 1717. Zürich und Basel geben zu, daß die Post zu LauiS ein gcmcincs hochobrigkcitlichcs

sie/ ^ ^ jegliche»?? Orte frei stehe, eine»? besonder»? Postverwaltcr für seine eigenen Briefe zu bc-

°h»»e ' ^ uWicren darauf, daß ihnc»? ??ach mehr als hundertjähriger Hebung freistehe, einen Postcommis

b»?cl Bestätigung des S»)»?dicatS al?zustcllcn. Die übrige»? Gesandten dringe»? auf dessen Bestätigung

^ ^hndicat. Soloth??r»? »vill, daß, wer auf dieses Amt aspiriere, vom Shndicat ernannt »verde»? solle,

^sandte vo»? GlaruS, ohne Instruction, referiert. Zürich und Basel protestiere»? nochmals gcgc»? die Gc-
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nehmigung durch das Syndicat. Zlbsch. 109, 8 2/- sj 307. 1723. Der Gesandte von Basel stellt instrncltz"'
gemäß den Antrag, daß alle obrigkeitlichen an die Landvögtc abgehenden Schreiben tarfrci sein sollen, ^
daß Basel sich das Recht vorbehalte, ein Postbürau und einen EommiS in Lauiö zu bestellen. Der Gctz^
von Zürich antwortet, daß er bei dem Postdircctorium zu Zürich bereits die Tarsreihcit solcher Schreiben
gewirkt habe. Den zweiten Punct tvill er seinen Obern all inslrnoncknin hinterbringen. Absch. 235, 8
308. 172<». Basel insistiert auf der Anstellung eines Postconimis von seiner Seite und behält seinem
das Recht dazu vor. Die übrigen Gesandten behalten ihren Obrigkeiten dasselbe Recht vor. Der zürcl
Gesandte ist ohne Instruction; wie er aber den übrigen Ständen ihre Rechtsamen freundeidgenössisch gö»^'!
behält er auch seinen Obern deren „Bcsugsame" vor. Absch. 250, 8 9. sj 309. 172t». Die Landschaft ^
beklagt sich, daß das Postamt zu Mailand gesinnt sei, die Angehörigen von LauiS dazu anzuhalten, dal'
künftig ihre Briefe und Sachen, welche sie in das Mailändischc schicken, durch die ordinäre Post vcru'» ^
solle», während von alten Zeiten her eigene McssagcrS und Fußboten ihren im Mailändischcn arbeitenden

das Benöthigte von Hause übcrbracht haben, so daß sie in Mailand zu drei Königen eine eigene „Brieftr»^
gehabt hätten. Ferner führt sie Beschwerde, daß der PostevmmiS Scrona von der von Zürich vorgcsckM^ ^

Postordnung und Tare abweiche. ES wird wegen dcö ersten Pnnctcs an den Gubernatvr zu Mailand ' ^
schrieben und mit dem kaiserlichen Plcnipotcntiarius gercdt; in Betreff des zweiten PunctcS sollen die Gesa"

über das Gcbirg instruiert werden, daß er unter Androhung der Verbannung bei der Ordnung bleibe und ^
auch nicht in den Handel wegen der Fußbotcn einmische. Absch. 245, 8 8. 310. >721». Aus die a» ^
Vorgesetzten der Landschaft ergangene Aufforderung, vor dem Syndicatc zu erscheinen, wenn sie Klagen
den Postverwaltcr Johann Amadco Scrona hätten, erscheint niemand. Zürichs und Basels Gesandte .

nun, daß das Vergangene demselben an seinen Ehren unschädlich sei, und daß ihm dcßwegcn nichts „zng^' ^

werden solle. SchaffhauscnS Gesandter verlangt, daß man sich erkundigen möchte, ob die aus der TagiatzKbl ^
Baden vorgebrachten Klagen Grund hätten, und läßt sein Begehren dem Abschiede beifügen. Absch. 250, 8

311. 1727. Die Gesandten von Untcrwaldcn, Solothurn und Schasshauscn stellen instructionögc»»^^
Anfrage, ob die 1726 zu Baden gegen den Postdirector Scrona von der Landschaft vorgebrachten Klage» " ^
sistiert" seien. Könnten die Klagen bewiesen werden, so möchte man Correction eintreten lassen. Die Melffb ^
der Gesandten ist instruiert, dieses Geschäft, insofern niemand klage, ruhen zu lassen. Absch. 269, 8 .
312. 1728. Auf die Klage des urnerischc» Gesandten, daß Postdirector Serona für frankierte Brietz
die Tare bezahlen lasse, insinuiert der Gesandte von Zürich demselben ernstlich, sich an die Ordnungen Z»
Bei diesem Anlasse erklärt die Mehrzahl der Gesandten, daß ihre gn. Herren sich das Postregale besser»^'

vorbehalten. Absch. 285, 8 4. 313. 1730. Auf Anhalten der Landschaft Lauis wird an den Ouben'^
zu Mailand und den Principe Mclzi wegen einer zu besorgenden für die Landschaft nachtheiligen
in dem Botcnwcsen geschrieben. Absch. 317, 8 6. js 314. 1731!. Der Gesandte Zürichs eröffnet,
Namen der Landschaft LauiS mit dem Postamt zu Mailand tractiert worden sei, die lottere lorens'
Lauiserpost zu ziehen, zu welchem Zwecke 4 Kreuzer Briefporto mehr für eine Unze anerboten worden setz'"'
Gesandten halten dicß den Vorgesetzten der Landschaft vor; diese aber gestehen dieses Unternehmen

mit dem Beifügen, daß, wenn eS auch geschehen wäre, die Landschaft keinen Fehler begangen hätte, da P ^
der Mehrzahl der Orte 1722 OrtSstimmcn erhalten hätte, durch welche die lottcro loroimi der LandP)^ ' >
erkannt würden. (Diese OrtSstimmcn waren aber bis auf die schwpzcrische nicht mehr im Original vorhn" ^
Die katholischen Gesandten erkennen por nussora, daß die Landschaft bei ihren alten Gewohnheiten u»
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zu verbleiben befugt sei, ihre beanspruchten Rechte ausüben könne und von dem Vorwurf, gegen

^.^obrigkeitlichen Regalien gehandelt zu haben, frei sein solle. Der Gesandte von Zürich erbietet sich zu

^ '"vn, was die Vorgesetzten der Landschaft in Abrede stellen; was aber die Ortösiimmcn anlange, so nehme

^ Sache piotostaullv ml losoroullum, weil dieselben nur auf einseitigen ReeurS der Landschaft Lauis

^t, tsie 1719, 1729, 1721 zu Stande gekommenen SyndicatSdecrcte zu Gunsten der Untcrthancn kassiert

ldc» sejen, und weil in Sachen der Regalien die Pluralität der OrtSstimmcn „nicht wohl könne observiert"
'verde»,

harre»

^iv» der

An letztern Grund schließen sich auch die andern evangelischen Gesandten suvwsUuillo an und be-

barauf, daß die Sachen in Ansehung der lottere seien«! in statu gn<> gelassen werden, und daß die Ere-

mehrern Ortöstimmen suspendiert bleiben soll, bis die hohen Obrigkeiten davon benachrichtigt sein
n.

"ität
Absch. 353, § 7. jj 315. 173Ä Auf die Nachricht des zürcherischen Gesandten, daß die Commu-

s ^auis sich angemaßt habe, die lottere leren«! zu spedieren tlnd sich in Tractate mit dem Postamtc

ull»»d cinztilassen, wahrend dicß dem obrigkeitlichen Regale angehöre und dieses nicht durch die Majora

hßtbs " werden könne, wird beschlossen, die Sache vor das Syndicat zu LauiS zu bringen. Unterdessen
jedes Ort bei demjenigen, waö eö dem Landvvgtc und der Cvmmunität dcßwcgcn geschrieben hat.

^ ^ 8 15. j! 316. I7tt1 Zürich wiederholt seine frühere Erklärung; die katholischen Orte lassen

^ 'uuerdiugs bei ihren 1722 crthcilten Orlsstimmen beivenden. Zürich protestiert und nimmt die Sache

die evangelischen Orte schließen sich ihm an; die katholischen Gesandten legen eine Gcgen-

^ativ» cm und insistieren auf der Erecution ihrer OrtSstimmcn, nach welchen die Landschaft LauiS
A»sg

^tcl ^"^chtlich der lottere leren«! aus ihren frühern Ansichten. Der glarncrische Gesandte nimmt die

bsi'i, ihres alten PossesseS fortfahren könne. Absch. 379, 8 3. ß 317. I7AS. Die Gesandten"übe»

ssi»^ ^lereinlnin, der baslcrische prätendiert dieses Postrcgalc als ein obrigkeitliches Recht, das

>ves^! OrtSstimmen könne genommen werden. Bern bcharrt darauf, daß „die widrige Erkanntniß,

^ ^ i>ic katholischen Orte voriges Jahr von sich gegeben, aufgehoben werde", widrigenfalls eö protestiere.

5^"^°'vstation von Seite der katholischen Orte. Auf eine Anfrage, was unter den Ivtteie lui-eus!

de» werde, antwortet der zürcherische Gesandte, daß es diejenigen Briefe und Gegenstände seien, welche

ül>cr ^ ^'ndschasr Lauis weiter als Mailand versandt werden und folglich daselbst der königlichen Post

Atell ^ ' werden müssen, und umgekehrt alle diejenigen Briefe, welche aus ganz Italien auf der Post zu

als wikommcn und nach LauiS gehören, welche Gattung von Briefen 1719, 1729 und 1721 einhellig

^Uis ^^obrigkeitlichen Postamt zugchörend anerkannt worden seien. Alle andern Briefe der Landschaft

ljch^'^Achc nicht weiter als Mailand oder in das Mailändischc gehen und zu "Mailand nicht auf der könig-

ivlvjx abgegeben werden müssen, sondern von Particularcn abgeholt oder Fußbotcn übergeben werden,

tz^.^^nigcn, welche von Mailand oder aus dem Mailändischcn durch Fußboten oder Particularen nach der

ss^j ^auis gebracht werden, seien bis dahin niemals vom hochobrigkcitlichcn Postamt angesprochen worden,

als ^'erde auch für diese Briefe, wenn sie durch die hochobrigkeitlichc Post gehen, nicht mehr bezahlt,

bei u Fußbotcn spediert werden. Absch. 396, 8 4. ß 318. 173t». Die katholischen Orte bleiben

dss k Mähern Erklärungen und Protestationen. Zürich, Bern, Basel und Schaffhausen erklären, daß, wenn

Die! Orte die im letzten Abschiede enthaltene Definition der lottoro koi-vnsi annähmen, sie „zu dieser

'vvrd^""irrieren würden"; im andern Falle protestieren sie gegen das, „waö 1733 und 1734 gemacht

>vitz ' und reservieren sich das Postrcgalc als ein hochobrigkcitliches Recht. Der glarncrische Gesandte

"'ßructionögcmäß dem Fußbotcn von LauiS keine andern Briefe zu tragen und von Mailand zu holen
138



1098 LauiS.

gestatten, als diejenigen, welche der „Magistranz" oder HandwcrkSlcnten gehören; alle andern

sollen der Post überlassen werden. Absch. 412, 8 3. 319. I7»7. Die evangelischen Stände wo>^'

nicht zugeben, daß das Postwcsen, ein Regale, daö zum Ruhen aller Cantonc ausgeübt werde, in UnortM^

gebracht und theilS von den Orte», thcilö von den Unterthancn genossen werde. Im Uebrigen sprechen sie ^

wie 1736 anS. Glarus wie voriges Jahr; zugleich sieht eö die Besorgung dcö Postamts als ein hochob^
kcitlichcS Regale an. Die katholischen Stände lassen es der lottorv toroilsi halber bei den Abschieden von

1734, 1735, 1736 und den crlradiertcn OrtSstimmcn bewenden und zwar so, „daß der Fnßbote, wie ^

„Alters her, alle Briese so den Lauisern gebühren, aus- und einnehmen und an alle Orte ohne Ausnahme >

„die Lauiser verscrtigcn möge, unv fügen bei, daß sie ihr undisputierlichcS Postregale durch sich selbst oder

„beliebige Person willkührlich ausüben können". Absch. 427, 8 3. ß 326. 17118. Sämmtliche Gesandten blcss^
bei ihren früher abgegebenen Erklärungen. Absch. 445, 8 3. 321. I7l!t>. Ebenfalls. Absch. 459, s ^

322. 17tti». Zürich stellt den Antrag, eS möchte dein eidgenössischen Postamte zu LauiS dasjenige Geld ^

den Gesandten vergütet werden, welches es „in Folge von Wcchölung weiterer Postämter" und deren Bote»

Briefe bezahlen muß, die franco den Gesandten durch die deutsche Post geliefert werden. Es wird ei»h^

die Vergütung dieses „ausgcsecklcten" Geldes für billig erachtet. Absch. 459, 8 14. ß 323. 17 M

in Betreff der lottorv lmvusi beim vorjährigen Abschiede. Absch. 475, 8 3. 624. 17/11. Zürich, ^ .

Basel und Schaffhauscn bleiben bei ihren Erklärungen von 1735, 1737 und 1739 hinsichtlich der Ivtturo

Die katholischen Stände und Glarus beharren bei ihren ertheiltcn OrtSstimmcn und ihren Erklärungen

1737 unabänderlich und tragen darauf an, daß dieser Punct als ein ausgemachter sürdcr nicht mehr

berührt werden. Absch. 484, 8 3.

III. Straszcuwcscii.

Art. 325. 17:;,;. Der Landvogt wird beaustragt, die Straße über den Monte Ccnere vcn

und durch eine öffentliche Crida den Befehl ergehen zu lassen, daß bei 166 Kronen Buße die Reparation

halb zweier Monate gemacht werden müsse. Absch. 396, 8 7.

II. Zollscichen.

s?lcht Orte: Art. W6.g

a. Zollvcrleihung. .

Art. 326. 17111 Bei Verleihung deS Zolls zu LuggaruS wird die Ansicht ausgesprochen, daß eö

lichcr wäre, auch den Zoll zu LauiS künftig nur auf vier Jahre zu verleihen. Absch. 36, 8 2. jj 327.

Bern trägt darauf an, den Zoll zu LauiS für weniger, als acht Jahre zu verleihen. JnSgcmcin

befunden, daß in solchem Falle ein Zollbcständer nicht so viel bieten würde. Absch. 29, 8 13. ß 328.

Die Mehrheit der Stände will die acht Jahre beibehalten wissen, da die Zollbcständer sich weigern wu ^
jährlich 1666 Filippi zu zahlen. Absch. 51, 8 8. ß 329. 17115 Die Gesandten finden die

zahlreichen Socictätcn bei Verleihung deS Zolles dem hochobrigkcitlichcn Interesse nachthcilig und tragen ^

an, daß auf künftiges Syndicat dcßwegen instruiert werden möchte. Der Gesandte Bcrnö läßt dem Ä > ^

beisetzen, ob nicht auch Fremde bieten dürfen, und ob, wenn sie das Meiste bieten, ihnen der Zoll überlassen we^
könnte. Absch. 396, 8 9. jj 336. 17111» Unter Ratificationsvorbehalt wird eine Verordnung

Halts gemacht: In Zukunft dürfen sich nicht mehr als Vier zur Ucbernahme des Zolls vergesellschaften'

einen Eid haben sie zu erhärten, daß niemand anders iir ihrer Socictät sich befinde oder Antheilhabee
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werde» mit 1999 und mehr Kronen gebüßt. Die Zölle können sowohl Fremde, als Angehörige
v>cr Vogtcicn und der regierenden Orte in Pacht nehmen, wenn sie daS größte Angebot machen, jedoch

bej ^ nichtig bezahlen und annehmbareBürgen im Lande stellen. — Luccrn will niemand andcrm gestatten,
^^pachtung zu bieten, als solchen, die aus den vier Bogtcicn sind. Schwy; will eine Verfügung erst

^ ^cr Verleihung machen. Untcrwaldcn will nur dann Fremde zum Bieten zulassen, wenn die Ein-

^Ner der Vogtcien nicht „gcbührmäßig" bieten wollen, alles aber mit vorläufiger Kaution. Absch. 412,8 5.
blos ^ einmüthig bciin vorjährigen Abschiede beivenden. Bern trägt darauf an, den Zoll
biet Jahre zu verleihen. Luccrn will nicht zulassen, daß Gesandte bei der Zollvcrstcigcrung

Schmyz referiert. Absch. 427, 8 5. ^ 332. 1738. Luccrn stellt den Antrag, es möchte den
sandte» nicht erlaubt sein, bei der Zollvcrpachtung zu bieten. Der Antrag wird all lolsrenllum gc-

Absch. 445, 5» 5. s 333. 173tl. Die Mehrheit der Stimmen entscheidet, daß es bei dem Abschiede

bestehen

^n>Me,i.

verbleiben soll, wornach eine Societät, welche bei Zollverpachtungen bieten darf, nur aus Vieren
.». dürft; den Gesandten soll eS unbenommen sein zu bieten. Bern und Lucern halten cS für un-

ändjg^ daß ein Gesandter ox imeson-, biete. Absch. 459, 8 5. ^ 334. 173il. In Beziehung auf die

>u„ ^'^chc die Zollpächterzu zahlen schuldig sind, beschließt man,' selbige krast gemachter ZollSvcrpach-
>rch dißhcrigcr Uebung einzuziehen, ohne daß während der Dauer dcö Tractats von einigem Nachlaß

. ^ Klebet werden svll. Absch. 459, 8 6. ^ 335. 17iO Man läßt eS beim vorjährigen Abschiede vcr-
Freiburg will nicht zulassen, daß die Gesandte» den Zoll steigern können. Absch. 475, 8 5.

11. Zoll cm der Tresa.

^ ^-2. Zug beschwert sich, daß voriges Jahr an der Tresa von dem auf das Mailänder-
abgeführte,, Vieh 2!^ SolS gefordert worden seien. ES wird für gut befunden, die über daS Gcbirg

Gesandten dafür zu instruieren. Absch. 199, 8 43.

12. Kriegssachen.
Werbung.

^37. 174ltt. Aus die Anzeige der luccrncriscben Gesandten, daß daS Landvogteiamtzu LauiS einigen

hcchc ^'^ihrcr», welche mit Rccrutcn für spanische und neapolitanischeDienste reisten, neue Pässe zugestellt
^ wenn dieselben dem Regiment Keller in Savoycn zugchörten, werden der Landvogt und der Kanzler

der ^ Bcrantwortung gezogen; sie erklären, daß sie hintcrgangen worden seien. Dem Landvogt wird

tjsH^^ichc Befehl crtheilt, hinfort keine Pässe, als für Soldaten, welche in LauiS selbst von den mit authen-

bstimmten Schreiber ausgefertigt und besiegelt werden. Absch. 513, 8 6-
dcr!U latenten Versehenenangeworben worden sind, auszustellen,und zwar sotten die Pässe von einem cigcnS

13. Kirchliches.

Rccognition dcS Erzpriestcrs wegen dcS Placct.

Wvrh, ^ 172^i. Der Erzpricstcrdclla Croce zu Riva war während der Zeit dcS Syndicats (23. Aug.)
ih^ Das Spndicat befindet, daß die Rccognition wegen dcS PlacetS vom neuen ErzpricstcrNcgroni

^kchc> d-en alten und neuen Landvögtcn zuständig sei, während die beiden Landvögtc dieselben für sich an-
^zvrSache wird den Obrigkeiten zu entscheiden überlassen. Indessen soll der Landvogt dem neuen

den Posseß geben, die gewöhnliche Rccognition wegen dcö Placct (den halben Theil dcS gewissen
138--
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Einkommens) beziehen und bis Austrag der Sache in deposito halten. Absch. 225, 8 7. ü 339. 1?^'

Der alte und der neue Landvogt sprechen nach einer Syndicatserkanntniß von 1635 jener zwei Dritthcile,

einen Drittheil jener Honoranz an. Schwyz, Unterwalden, Basel und Freiburg aber sind der Ansicht, daß ^

gleichen in die Zeit der Syndicate fallende Emvlumentc und Honoranzcn den Gesandten gebühre». ^

glarncrische Gesandte hat die Instruction, daß von ven Honoranzen deS Placcts die eine Hälfte dem Syudü^

zukommen, die andere Hälfte zwischen dein alten und dem neuen Landvogte getheilt werden soll. Bei solcher

genz der Ansichten wird die Entscheidung neuerdings den Obrigkeiten überlassen. Absch. 235, 8 2.!!

172<» Die Mehrzahl der Orte beschließt, daß die Honoranz deS ErzpriestcrS zu Riva zwischen den ^
Vögten Zurgilgcn und Lussi getheilt werden solle; daß aber in Zukunft von solchen in die Zeit des Syudü"

fallenden Honoranzcn die Hälfte diesem, die Hälfte den Landvögtcn gebühre. Bern fände eS

gemessen, daß solche Honoranzcn vom Syndicate bezogen würden, null dieselben aber doch den Landvo^
überlassen, weil sie mit Erthcilung deS Placet „bemüht" werden. Zug, Glarus, Basel und Frciburg ^

Meinung, daß nicht nur die von dem Erzpriester zu Riva bezahlte Honoranz dem betreffenden Syndicate gehöre,

dcrn daß auch künftig solche Honoranzen von den Syndicate» bezogen werden sollen. Absch. 259, 81- ü 331-1 ^

Alle Stände mit Ausnahme Solothurns verordnen, daß, wenn künftig Erzpriestereien, Propstcicn oder b

herrcnpfründcn während des Syndicatö ledig werden, die Honoranz des PlaectS zwischen den Syndicate»^

den Landvögtcn getheilt werden solle. Solothurn aber stimmt dafür, daß solche Honoranzcn ganz de»

dicaten gebühren. Absch. 269, 8 1- ü 342. 1728. Obiger Beschluß wird wiederholt mit der Modiß^^

daß die Honoranz zwischen dem Syndicat und dem Landvogt, welcher das Placet geben wird, getheilt »"' ^

soll. Basel ist der Ansicht, daß solche Honoranzcn dem Syndicate ganz gebühren und daß im ^

Contestativn wegen der hochobrigkcitlichcn Regalien die Landvögtc nicht befugt sein sollen, daS Mehr z»

Absch. 285, 8 1. ß 343. 172it. Während die Mehrheit eS bei dem Beschluß von 1728 verbleibe» ^
will Uri, daß, wenn die obengenannten Stellen während deS Syndicatö vacant und neu beseht

daS Placet erthcilt wird, die Honoranz dem Syndicate allein zufallen solle; wenn aber daö Ableben .

einen Landvvgte erfolgt und die Besetzung unter dem andern, daß alsdann „des Falls Ertragenheit"

dem alten und neuen Landvogt gleich getheilt werden soll. Für den ersten Fall hat ZngS Gesandter d»'^
Instruction blos mit dem Zusätze, daß alsdann den: Landvogt ein Sessel, d. i. der dreizehnte Thcil der

gebühren soll. Absch. 301, 8 1-

1A. Stifte und Klöster im Flecken Lauis.
fKatholischc Orte: Art. »lö.j

Frouenklostcr, von Giov. Pictro Conti gestiftet.

Art. 344. 1712. In Betreff dcö von Gio. Pietro Conti gestifteten Klosters läßt man eS

jährigen Abschiede bewenden, daß nämlich die von Conti deputierten Personell die Rechnung über die

stration des Klosters den Syndikaten im Beisein eines bischöflichen "Anwaltes ablegen sollen, wenn d»ö

ster werde zu Stande gekommen sein. Absch. 6, 8 4.

I). SomaSccrcongrcgation.

Art. 345. 171t!. Die Somaöccr halten lim die Erlaubniß an, eine „Grota" im Berge

um den Preis von ungefähr 29 Dublonen zu kaufen. Ihr Ansuchen wird all rvssitniclum gl»u'"

Absch. 39, 8 14.
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e. Kloster der Benedictinerinncnvon St. Katharina.

Art. 34g 1722. Bern will nicht gestatten, daß die Klosterfrauen von St. Katharina eine von ihnen

Kaufte Fische; besitzen, da es verboten sei, daß todte Hände liegende Güter besitzen, und macht den Vorschlag,

dem Kloster zu nehmen und dem Landvogte zur Nutznießung zu übergeben. Die übrigen Gesandten

Ast" es bei den von ihren Orten den Klosterfrauen crthciltcn OrtSstimmcn bewenden. Absch. 195, 8 8. st

' 4723. Bern protestiert neuerdings gegen obigen Kauf. Die übrigen Gesandten lassen cö dem größern

»ach bei den von ihren Obrigkeiten zu Gunsten des Kaufs gegebenen OrtSstimmen bewenden.
211, 8 15.

ei. Franciscancrkloster.

Art. 34g z7;;/t. Die Franciscancr zu Lauis suchen um die Bewilligung nach, ein wenig Güter zu

^ k>r vdcr zu besitzen, insofern ihnen ein Gutthäter solche vergäbe oder das Geld zum Ankauf schenke und

Bt/ ^ zu ihrem Unterhalt nöthig sei, d. h. von einem Ertrag von 40 Brenken Wein und 12
"tt den todtcn Händen verbieten, Güter zu kaufen oder zu besitzen, wird deren
'st 'chcn gg rosgloncium genominen. Absch. 379, 8 4. st 349. 1733. Die Franciscancr werden mit ihrem

st"chen im Hinblick auf das Decrct von 1701 abgewiesen. Absch. 390, 8 4.

13. Locales.

Flecken Lauis.

n. Spital.

Art. 356. 171». Unter Ratificationsvorbehalt wird erkannt, daß künftig die Spitalrcchnung mehrere

si-l^ ^ Abnahme derselben den dazu verordneten Gesandten zur Prüfung eingehändigt werden soll, damit

^ ^"gleichenden Mißbräuchcn um so besser abgeholfen werden könne. Absch. 29, 8 12. st 351. > 714.

>vird die Wahrnehmung gemacht, daß der Spital zu LauiS namhafte Capitalien schuldig sei und zu 3>2°/o

^ob man ihm das nachsehen wolle, wird all rolorouckum genommen. Absch. 51, 8 9. st 352. 1713.

b</ ^^stApflcgern wird ernstlich aufgetragen, des Spitals Schulden so bald als möglich abzuzahlen, und ver-
^ ftrner Schulden aufzubrechen. Absch. 07, 8 7.Ii. Markt.

Aclu^ ^8. 1722. ES wird verordnet, daß, wenn der Paß gegen das Mailändischc bis zum Lauiscrmarktc

^ l>eöff„ct p^sclbcn besuchenden Kaufleute ihr Vieh verkaufen dürfen, wo cö ihnen beliebt, daß

d^^Ages Jahr getroffenen Präcautioncn ganz unterlassen und den mailändischen Garden mit bewehrter Hand

^,^5st"osslsche Territorium zu betreten verwehrt werden soll. Absch. 196, 8 6. st 354. 1738. Auf der gc-
^'st'uössischen Tagsatzung zu Frauenfcld bringt der glarncrische Gesandte die Beschwerde vor, daß die Eid-

^Ache ihr Vieh auf den Lauisermarkt treiben, dadurch zu Schaden kommen, daß ihnen das dafür

lstn zu hoch angerechnet werde. Aus dicscu Antrag wird, da die von den Landvögten dcßwcgen

dafst Verordnungen nicht respcctiert werden, für gut befunden, dem ennctbirgischcn Spndicate aufzutragen,

^i Reglement zu machen. Absch. 439, 8 7. st 355. 1738. DaS Syndical erkennt einhellig, daß

!">d .^^en Buße verboten sein soll, die Geld>orten in einem andern Preis, als sie in der Crida valuticrt

H.-'^st^"ehmcn vdcr auszugeben; das solle durch eine öffentliche Crida vor dem Markte publicicrt werden,

vor ^ I! 35k 173!». Die Mehrzahl der Orte erkennt, daß die Regenten verpflichtet sein sollen,

Jahrmarkt eine Crida auf dem Fuß des letzten mailändischen Geldrufcs einzurichten und zur Nach-
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achtung bci cincr Buße von 29 Kronen verkündigen zu lassen. Frciburgs Gesandter aber wünscht, dap

Einrichtung der Crida der Landvogt beiwohne. Die Gesandten von Uri, Schwyz und Untcrwaldcn, olM ^

struetion, nchmcir die Sache ml losuionckum. Absch. 459, 8 19. !! 357. 173it. Uri, Schwyz und

waldcir beschweren sich instructionSgemäß (ihnen schließt sich von sich auö der glarncrischc Gesandte an),

ihren Landlcuten, welche mit Pferden und Pieh nach Lani^ gekommen, bei letztem Jahrmarkt durch eine» ^

verboten nwrdcn sei, durch dieses Untcrthancnland mit ihrer Waare nach Ponte della Trcsa zu reisen; ^
derselben seien genöthigt gewesen, die Erlaubniß, mit ihrer Waare dorthin zu reisen, mittelst einer „Bolet» -

nehmen; ferner daß zu LauiS Victualien, Weide und Futter ungebührlich theucr seien. Es wird in m

dessen in den Abschied zu setzen beschlossen, daß jedem gestattet sein soll, ohne Hinderniß dahin mit seiner ^

zu gehen, wo eö ihm am nützlichsten dünke. Die Regenten werden zur Verantwortung gezogen und dem La» -

der Austrag gegeben, Obsorge zu halten. Absch. 459, 8 45. 358. 17Ät>. Hinsichtlich der Geldsortcn

cö beim Abschiede von 1739. Absch. 475, 8 9. ^ 359. 17Ä<». Der Victualien wegen wird den

injungiert, Abhülfe den Kauslcuten gegenüber zu treffen; dem Landvogt wird überlassen, gegen Fehlbarc

zuschreiten. Absch. 475, 8 12.

c. Sust. ^
Art. 369. 1723. Schwhz beschwert sich, daß der Flecken LauiS die Angehörigen seines Standes

anderer Stände seit etwas Zeit mit dem Sustgcld beschwere und ersucht die übrigen Gesandten, für Austß ^

desselben bci ihren Principalen sich zu verwenden. Dem Wunsche wird entsprochen. Absch. 235, 8 ^ ^
361. 1737. Zürich, Bern, Lueern, Zug, GlaruS, Basel, Frciburg, Solothurn und Schaffhauscn sind«-»''

die Vicini von LauiS ihr Snstrccht gründlich bewiesen haben und wollen sie dcßhalb bci ihren Rechten g9 ^

wissen, so lange bis die von Bcllenz, Böllen; und Riviera ihre Eremtion nachgewiesen haben. Der ^

von Uri bcharrt darauf, daß die zu LauiS den 14. Februar 1736 publicicrtc Crida öffentlich solle re»^

werden, da die Vicini von LauiS nicht befugt seien, dergleichen Enden zu publicicrcn; er behält ^

tost-unl» seinen Obern und den Uuterthanen ihr Recht vor. Die Gesandten von Schwyz und Unter»'"^
nehmen die Angelegenheit der Sust und Criva <>ä ie5vieiick»m, wollcir zu keiner Neuerung Hand

protestieren ebenfalls für die Rechte ihrer Hoheiten und der Uuterthanen zu Bellen;., Bollcnz und

nachweisbare alte Rechte wollen sie aber aufrechterhalten. Absch. 427, 8 9. ß 362. 1738. Von

sandten mir Ausnahme des urncnschcn wird beschlossen, daß die Vicini im Besitze ihres SustrcchteS ^
geschützt werden sollen, bis von Seiten UriS oder derer von Livincn, Bcllenz, Bollcnz und Riviera ihre

EremtionSdocumente werden vorgewiesen sein. Uri wie 1737; es fügt bci, daß cS vcn Zollbcstchcrn

näres, aber kein Zwangssustrecht gönne, wie die Crida vom 14. Februar 1736 eines enthalte. Sositc» 6^

die Zollbeständcr Uri Gewalt oder ein anderes Hinderniß wie 1693 in den Weg legen, so behält eS si^gz

sein MitrcgierungSrccht und alle andern „suprcmcn Rechte" wider dieselben nach dein Abschiede vom ^

auszuüben. Absch. 445, 8 9. 363. 173t». Alle Orte außer Uri, Schwyz und Untcrwaldcn

beim vorjährigen Abschiede bewenden. Diese drei Orte erklären sich wie 1738. Absch. 459, 8 8. 364.

Diese Angelegenheit kommt auf der Jahrrechnung zu Fraucnfeld zur Sprache. Die von Bellen; wolle» ^
Vicini dcö Fleckens LauiS das Sustrecht streitig machen, während der unter der Regierung deS Amcrico,

von Sar Severino ergangene „Ruf" zeige, daß schon 1444 das Sustgcld von aller Gattung Kaufina»"^'" ^,

bezogen worden sei, so wie der 1645 erfolgte Ruf und die spätem; während ferner dieses Recht 1673

XII Orten durch Ortsstimmen bestätigt worden sei. Es wird einer Commission der Auftrag gegeben, ^
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^>a>idene Convention von 1643, zwischen Lauiö und Bellen; errichtet, welche die Bellenzer vom Sustgcld

loll, zu prüfen. Da aber die Meinungen getrennt sind, werden die Gesandten der drei zu Bcllcnz

gierende,, Orte ersucht, Bellenz zu vermögen in Güte mit LauiS daS Geschäft beizulegen. Gelingt das nicht,
die Orte an Zürich berichten, wo sie glauben, daß der Streit auszutragen sei. Uri hätte geglaubt,

infolge vorjährigen Abschieds die Susterida von 1736, wo nicht gänzlich aufgehoben, doch also moderiert

»iiddie Lauiser sich künftig nicht mehr erfrechen sollten, den regierenden Orten mit dergleichen Cridcu

^ ^^hungcn Vorschriften zu geben. Es behält seinen Obern die Rechte als eines zu LauiS mitrcgicrcnden

^ w't> protestiert gegen alle „widrigen Erkanntnissc". Absch. 480, 8 14. jj 365. 1741. Man läßt

^ bem zu Frnucnfeld Beschlossenen bewenden. Uri und Schwyz beziehen sich auf die zu Fraucnfcld gc-

' ^klärungen. Absch. 484, 8 5. 366. 1742. Uri, Schwyz und Nidwaldcn eröffnen auf der Tag-

^ 8rauenfeld den mitregicrendcn Orten, daß sie zwar den Jahrmarkt von Bellen; wieder aus Bartho-

»nd^ haben, daß sie aber erwarten, daß die Sustbcschwerde von Seite LauiS werde gehoben werden,

A» ^ Unterthancu nicht gestatten werde, eine solche Beschwerde gegen regierende Orte und deren
auszuüben, zumal da mau die Lauiscrsust nicht gebrauche. Sollte der Beschwerde nicht abgeholfen

hell'"' ^ galten ßx sich vor, den Markt wieder auf den 8. Oktober zu verlegen und wiederholen ihre früher»

riebDie übrigen Gesandten sprechen ihre Befriedigung aus und wünsche», daß, wenn die 1741 an-

km, ßütlichc Verhandlung zwischen Lauis und den zu Bellenz regierenden Orten noch nicht zu Stande gc-

Po"""' ^ bü Gesandten nach Lauiö dafür instruiert werden möchten. Absch. 495, 8 17. 367. 1742.

^ Syndikate gewählte Commission werden Abgeordnete der Vicini von LauiS berufen, welchen

!>e Schwyz und Nidwalden den Atarkt uüedcr aus den 8. Octobcr verlegen würden, wenn

^da von 1736 nicht aushöben. Von den Abgeordneten werden Criden und alte Documente vorgelegt,

bestätigen. Auf eine Anfrage erklären sie aber, daß sie zu hohem Rcspcct der Orte nicht nur

°sfe» ^ welche nur auf-und abgeladen werden, sondern auch von solchen, welche vier bis fünf Stunden unter

^ Hwunel oder bei Regen unter dem Bogen liegen, nichts begehren wollen. Während diese Erklärung
^ genommen wird, protestieren Uri, Schwyz und Unterwaldcn gegen die Crida von 1736 und

"us der Vicini, eine solche zu publiciereu, ähnlich wie 1738. Absch. 500, 82. 368. 1743. Da

" ^°^gelcgtcn Documentcu hervorgeht, daß Lauiö, bevor cö unter die Botmäßigkeit der Orte kam, das

verschiedener Criden immerfort genossen habe, daß cS sich hingegen nicht gezieme,

^>ird Landesherren und deren Angehörige diesem Sustrcchte illimiticrt sollten unterworfen sein, so

»„d ° ^"der Entwurf dcir Obrigkeiten zur Ratification vorgelegt: Lauis soll bei seinem Sustrcchte verbleiben

werden, wenn aber eines der regierenden Orte eine Provision an Früchten, Wein oder Andcrm

^Üeiih si'mand der Ihrigen Victualien für seinen HauSbrauch kaufen wollte oder Waarcn von

^ ^ Bezahlung annehmen müßte oder anderwärts etwas ererbte oder für sein Eigenthum cr-

^>>>Ner^"utauschte, so soll daö alleö durch daS Sustrccht in keiner Art belästigt werden, sondern die Eigcn-
befugt sein, diese Waare auö- und einzuladen, auch in LauiS au einem beliebigen Orte cinzu-

^ ^ abzuführen. Werden jedoch solche Waarcn zu mehrerer Sicherheit in die Tust zur Verwahrung

^are»' ^ ^ denselben das gewöhnliche Sustgeld bezahlt werden. Dem Sustgelde sind auch alle

' ^Wnigen Personen ohne Unterschied unteruwrfen, welche vx piotosso Kauf- und Handelsleute sind

Mehrschay „Gewürb und Gcwerb führen". Andern Vcrkommnissen und Sustbcsrciungcn soll aber

Eintrag geschehen. Uri, Schwyz und Nidwalden erklären ihrerseits, von der Verlegung des Marktes
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zu Bellen; auf den 8, Octobcr abstehen und dem Lauiscrmarkt auf keine andere Weise Abbruch thun zu

Uri, Schwhz, Untcrwaldcn und Zug nehmen dieses-Project all ralsrenckum und behalten die Rechte

gn. Herren und Obern vor. Den Bicini zu LauiS wird eine Abschrift mitgctheilt. Absch. 513, 8 3.

sehe auch die Bellen;, Bollen; und Riviera betreffenden Abschiede von 1737 u. ff.j

ll. Hochobrigkeitlichcr Palast.

Art. 369. 1727. Die Restauration des Hausrathes im hvchobrigkcitlichen Palaste wird für noth»"'"^

erachtet und zu diesem Zwecke verordnet, daß die Landschaft die 80 Kronen, welche sie jährlich zur Erhalts
des Palastes und des Hausrathes widmet, den Landvögtcn selbst bezahlen solle. Da aber die Vorgesetzt"

Landschaft einwenden, daß sie ohne Ermächtigung der allgemeinen Landeövcrsammlung das zu thun nicht bck

seien, wird ihnen auferlegt, die Sache der ersten Landeövcrsammlung vorzutragen und den Erfolg dem ^
vogtc mitzutheilen. Absch. 269, 8 8. ß 370. 1728. Die Vorgesetzten der Landschaft LauiS bieten

mit allen erforderlichen Mobilien den Landvögten „bedient zu sein". Dabei läßt man es bewende»- ^
Landvögtc haben jedes Jahr dem Svndicatc anzuzeigen, wie die Landschaft ihrem Anerbieten nachgckomnt" ,

ferner ist ordnungsgemäß bei Abgang des Landvogts ein Inventar dcö Mobiliars anzufertigen. Absch. 285, §

1<». Personelles.

Art. 371. 1713. Auf eine im Namen des Syndicats an Abbate Stampa gestellte Aufforderung,

durch gütliche Uebercinkunft dem Proecssc, welchen er gegen die Scrona habe, ein Ende machen sollte, ^ ^

derselbe, daß er es thun wolle, wenn der Landvogt ihm die „bekannte lurmill»" zurückgebe und von der ^

gicrung zu Mailand die Zurücknahme des Gebots erhalte, daß ihm weder dirccte noch indirccte A>si>t"8 ^

leistet noch erlaubt werde, Briefe zu wechseln; ferner wenn er dieser Regierung vorstelle, daß er dei

der forinula an den Landvogt nicht die Absicht gehabt habe, der Regierung Mißfallen zu erwecke». Der

vogt willigt ein, bittet aber zugleich, daß die Gesandten von Luccrn und Solothurn dem französischen ""d ^
spanischen Ambassador, bei welchen er wegen dieses Geschäftes übel angeschrieben sei, den Verlauf deS

auseinandersetzen und sie günstig für ihn stimmen möchten. Dem Abbate Stampa wird der Aufenthalt

wieder bewilligt. Bald daraus erscheint Johann Konrad Cränzlein mit einein Credcntialschrcibcn des

canzlers zu Mailand und verlangt laut des 1635 zwischen der mailändischen Regierung und den Orten r

teten Tractats, nach welchem Individuen, die vom mailändischen Governo verbannt sind, in der eidgc>w>tz ^

Botmäßigkeit nicht sollen geduldet werden, daß dem Stampa der Aufenthalt nicht solle gestattet werde»- ^

gleich bittet Cränzlein, man möchte dem Gio. Serena den freien Paß durch die Eidgenossenschast

damit er vor den Orten seine vermeintliche Unschuld an den Tag legen könne. Die Gesandten können

Ansuchen aus Mangel an Instruction nicht willfahren, wollen aber dasselbe ihren Obrigkeiten ^"terdr" -

welche dann den Entschluß dem Landvogt mitthcilen werden. Absch. 29, 8 4- jj 372. 1713. In

des Priesters Carbonetti sS. Art. 82j, welcher noch im bischöflichen Palastc zu Como cingethürmt ist ""d cS

inalS torturicrt worden war, ohne die Mordthatcn, deren er angeschuldigt wird, gestanden zu haben, ^ ^

die evangelischen sowohl, als die katholischen Gesandten beim vorjährigen Abschiede bewenden. Absch- 29, ^ ^

373. 1713. Aus einem dem Abschiede beigelegten Memorial geht hervor, wie sich der Landvogt

Serona verhalten habe, und daß die Klagen, welche gegen ihn erhoben werden möchten, nicht begründe

Absch. 29, 8 14. ^ 374. 171Ä. Maria Anna Serona wird wegen ihrer dem Gesandten von

über gebrauchten „unverschämten und impertinenten Termini" festgesetzt; zugleich wird sie geständig, dir' >«
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